Blerteljähriger Abonnementspr. in Breslau 5 Mark, Wochen⸗Abonnem. 50 Hf., 


außerhalb pro Quartal incl, Porto 6 Mark 50 Pf. — F für den 
Raum einer ſechstheiligen Petit⸗Zeile 20 Pf., Reclame 50 Pf. 


5 Sen tf lan d. | 
d. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


6. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 4. Februar.) 
11 Uhr. Am Miniſtertiſch Camphauſen, Leonhardt, Falk, Achenbach und 
Friedenthal mit zahlreichen Commiſſarien. 
Das Haus tritt ſofort in die erſte Berathung des Staathausbalts für 
1875 ein, zu der ſich fünf Redner: Richter (Hagen), Rickert, von Schor⸗ 
lemer⸗Alſt, von Wedell⸗Malchow und Hoppe zum Wort gemeldet haben. Die 
Redner gegen und für den Etat wechſeln. Ueber die geſchäftliche Be⸗ 
bandlung des Staatsbaushaltsetats liegt ein von Lasker, Rickert, Klotz, 
von Schorlemer⸗Alſt und v. Köller auf Grund allſeitiger Verſtändigung ein⸗ 
gebrachter Antrag vor: 1) der Budgetcommiſſion zu überweiſen das 
Etatsgeſetz, das Ertraordinarium des Etats der Eiſenbahnverwaltung, Kap. 11 
Tit. 24 ver Einnahme der Allgemeinen Finanzverwaltung, von dem Etat der 
Verwaltung für Handel, Gewerbe und Bauweſen zwei Abſchnitte des Ordi⸗ 
nariums (ap. 66, Tit. 1—19, Kap. 68, 1—15) und das ganze Extraordina⸗ 
rium, ebenſo vom Ordinarium des Etats des Cultusminiſteriums die Kapitel 
123—127, die von ben Univerſitäten, den Gymnaſten und Realſchulen, dem 
Elementar⸗Unterrichtsweſen, Kunſt und Wiſſenſchaft, Cultus und Unterricht 
emeinſam handeln, ſowie das ganze Extraordinarium dieſes Etats. 2) Durch 
ommiſſarien des Hauſes gruppenweiſe vorberathen zu laſſen die 
Etats der Berge, Hütten⸗ und Salinen⸗, der Eiſenbahn⸗, der Allgemeinen 
inanzverwaltung, der e e Handel, Gewerbe und Bauweſen, die 
Stat3 der Juſtizverwaltung, des Miniſteriums des Innern, des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Miniſteriums, der Geſtütverwaltung, des Cultusminiſteriums, 
durchweg mit Ausſchluß der etwa an die Budgetcommiſſion überwieſenen 
Abſchnitte; endlich 3) alle übrigen Etats unmittelbar im Plenum zur 
zweiten Berathung zu ſtellen. 14 
Abg. Richter (Hagen): Nach der Thronrede und den einleitenden Wor⸗ 
ten des Herrn Finanzminiſters könnte es ſcheinen, als ob die charakteriſtiſche 
Eigenſchaf! des diesjährigen Etats darin beſtände, daß eine erhebliche Ver⸗ 
minderung der Steuerlaſt in Folge neuer Geſetze zum erſten Mal zur Er⸗ 
ſcheinung komme. Wenn man indeſſen den Etat genauer anſieht, ſo iſt dies 
doch nicht in beträchtlichem Umfange der Fall. Was zunächſt den Erſatz der 
Mahl- und Schlachtſteuer durch die Klaſſenſteuer betrifft, fo beziffert ſich nach 
Abrechnung der Ausgabeerſparniſſe der Ausfall für die Staatskaſſe auf 
300,000 Mark; ſo ſpitz haben feiner Zeit die Herren Vertreter des Finanz⸗ 
miniſterlums zu rechnen berſtanden, als fie ſich bei Berechnung des Zuſatzes 
für den Ausfall der Mahl⸗ und Schlachtſteuer zum Klaſſenſteuercontingent 
chließlich auf den Betrag von 3 Millionen Thaler abhandeln ließen. Der 
usfall in Folge Wegfalls des Chauſſeegeldes und des Zeitungs⸗ und 
Kalenderſtempels wird zum Theil durch die übrigen erheblich geſtiegenen 
Steuern aufgewogen, der klaſſificirten Einkommenſteuer, der Gebäudeſteuer, 
der Gewerbeſteuer u. ſ. w. Rechnet man Einnahmen und Ausgaben bei den 
directen und den geſammten indirecten Steuern zuſammen, ſo ergiebt ſich 
nach jenen Steuerausfällen eine Verminderung der Einnahmen aus Steuern 
von nur 4 Millionen Mark. Man muß natürlich bei den Ausgaben die 
vom Finanzmmiſterium dahin übertragenen Wohnungsgeldzuſchüſſe in Abzug 
bringen. ze dieſer Ausfall wird durch das natürliche Wachsthum der 
Steuern ſehr bald ausgeglichen werden. Der Herr Finanzminiſter hat aller⸗ 
dings darauf verzichtet, daß das Klaſſenſteuercontingent mit der zunehmen⸗ 
den Bevölkerung und Wohlhabenheit von Jahr zu Jahr erhöht wird, aber 
nicht darauf, daß der Ausfall, welcher durch Verſetzung von Klaſſenſteuer⸗ 
pflichtigen unter die Einkommenſteuerpflichtigen entſteht, von den in der 
n Zurückbleibenden vollſtändig übertragen wird. Es find ja über 
12,000 Perſonen mit dem Betrage von 1,100,000 Mark in die Einkommen⸗ 
2 5 verſetzt worden, jo daß ein Ausfall von etw 3 pCt. beim Klaſſen⸗ 
euercontingent von den Zurlſckbleibenden übertragen werden mußte. Im 
Großen und Ganzen ſind die Vorausſetzungen, von denen wir bei Berathung 
des Klaſſenſteuergeſetzes ausgegangen 1 5 sugetroffen wir haben es ſchon 
damals nicht als ein vollſtändiges Reformwerk, ſondern nur als einen erſten 
Schritt betrachtet, um aus der Stagnation, in der ſich die Klaſſen⸗ und 
klaſſificirte Einkommenſteuergeſetzgebung bei uns ſeit 25 Jahren befindet, 
herauszukommen. g 89 872 5 g : 

Es wird die Aufgabe des Finanzminiſteriums fein, noch innerhalb dieſer 
Legislaturperiode noch weitere Schritte zur Reform unſeres Steuerſyſtems 
anzubahnen. Ich will heute nicht die Richtung vorzeichnen, wie ich mir eine 
ſolche weitere Reform denke und nur den Mangel einer variablen, von den 
Beſchluſſen des Hauſes abhängigen Einnahmepofition hervorheben. Für den 
Reichsbaushaltsetat wird dieſer Mangel zum Theil durch die Matricularbei⸗ 
träge gedeckt. So unvollkommen auch dieſe Matricularbeiträge ſein mögen, 
ſo ermöglichen ſie es doch, bei der Prüfung der Nothwendigkeit einer Aus⸗ 
gabe die Gegenfrage zu ſtellen, ob es nicht nützlicher ſei, eine in Ausſicht 

enommene Einnahmeerböhung, die mit der Ausgabeerhöhung in Verbindung 

eht, zu unterlaſſen. So ſehr auch dag Ausgabebewilligungsrecht des Reichs⸗ 
tages eingeſchränkt iſt, fo trägt es doch innerhalb des ihm verbliebenen Kreiſes 
einen ernſteren Charakter, als das des Abgeordnetenhauſes. Während die 
Berathung im Reichstage mehr darauf hingeht, die Ausgaben zu vermindern, 
haben umgekehrt die Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes die Tendenz, 
die Ausgaben zu erhöben. Ich weiß ſehr wohl, daß das im Weſentlichen 
durch die verſchiedene Natur der Ausgaben hier und im Reiche bedingt wird; 
aber zum Theil liegt es auch daran, daß wir nicht in der Lage ſind, wenn 
wir eine Ausgabe abſetzen, auch auf eine entſprechende Verminderung der 
Einnahmen an Steuern hinzuwirken. Wir befinden uns ja keineswegs in 
einer ungünſtigen Finanzla e, aber wir werden doch in den nächſten 5 
nicht mehr jo, wie in den Vorjahren, in der Lage fein, aus dem Vollen zu 
ſchöpfen. Da würde die Einführung einer variablen, quotiſirten Steuer 
einen erheblichen Stützpunkt abgeben gegenüber dem Drängen, das aus den 
verſchiedenſten Intereſſenkreiſen laut wird auf weitere Erhöhung der Aus⸗ 
gaben. Das Finanzminiſterium wird aber auch die Reform unſeres Commu⸗ 
nalſteuerſyſtems anbahnen müſſen. Es iſt ja wahr, die Steuerlaſt der 
Stagtsſteuern, fo ungerecht fie auch im Einzelnen vertheilt ſein mag, iſt doch 
im Ganzen nicht beſonders drückend; die Staatsſteuern haben ſeit 1866 ab⸗ 
en, Aber die Communalſteuern find um fo mehr gewachſen. Das 

ealſteuerſyſtem iſt in den Communen faſt gar nicht entwickelt und es können 
daher Grundbeſitzer nicht in entſprechend höherem Maße beſteuert werden. 

Nun iſt es ja richtig, daß der Staat den Communen zwar manche neue 
Ausgabe zugewieſen hat; piele hat er ihnen doch aber auch abgenommen. 
Wenn die Poſition „Elementarlehrer“ fo erheblich erhöht worden iſt, ſo liegt 
auch darin für die Commune oder die Schul⸗Societäten in gewiſſem Sinne 
eine Entlaſtung. Aber es wäre doch einfacher, anſtatt daß man aus dem 
Baſſin des Staatshausbalts gewiſſe Fonds den Communen zuführt, ihnen 
direct von der Einnahmequelle der Gelder zuzutheilen. Die Befriedigung 
localer Bedürfniſſe aus Staatsmitteln bringt alle die Nachtheile mit ſich, die 
eine Centraliſation ſolcher Dinge im Gefolge hat. Gleichwohl erſehen wir 
aus den uns vorliegenden Communalreformgeſetzen, daß man bei der alten 
Schablone im Weſentlichen verbleibt. Was den Haushalt der Provinzen 
betrifft, ſo beabſichtigt man allerdings, denſelben auf Renten der Staatskaſſe 
zu bafıren. Dieſe haben aber den Nachtheil, daß fie gleich bleiben, während 
die Ausgaben ſich ſteigern werden; ſie ſchließen ferner aus, den Ausgaben 
eine variahle Einnahme gegenüberzuftellen. Ich möchte den Gedanken aus⸗ 
ſprechen, ob es nicht die Aufgabe des Finanzminiſteriums iſt, bevor wir an 
die Berathung der einzelnen Geſetze gehen, einen Plan aufzustellen für die 
Reorganiſatjon unſeres Steuerſyſtems, ſoweit daſſelbe mit der Communal⸗ 
reform in Verbindung ſteht. Es wäre in dieſem Plane zur Entſcheidung zu 
bringen, in welcher Form die Grundſteuer und die Gebäudeſteuer beizube⸗ 
halten oder irgend wie mit dem Haushalt der Provinzen, Communen und 
Kreiſe in Verbindung zu bringen ſei. Unſere Finanzlage iſt noch eine fo 
ahr daß wir uns auf weitere Steuerreformprojecte durchaus nicht jo 
105 einzuſchränken brauchen. Wir brauchen deshalb bei großen Steuer⸗ 
eformen nicht allzuſehr darauf zu leer ob dadurch weitere Ausſälle von 
ein Paar Millionen für die Staatskaſſe entſtehen. Der Herr Finanzminister 
bat ja ſelbſt bei der Berathung des Etats im Herrenhaufe im Februar v. J. 
Sek: „M. H., ich will Ihnen aufrichtig bekennen, ich würde mich für ver⸗ 
pflichtet gehalten haben, auf größere Steuerreformen hinzuwirken, wenn ich 


lauer 
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nicht bedacht hätte, daß in Zukunft die Heeresorganiſation größere Mittel in 
Anſpruch nehmen wird.“ 

Der Herr Miniſter hat damals offenbar an die bevorſtehende Erhöhung 
der Matricularbeiträge im Reiche gedacht. Statt der beabſichligten Erhöhung 
von 13% Millionen für unſern Staatshaushalt iſt nun aber in Folge des 
ablehnenden Reichstagsbeſchluſſes eine Ermäßigung um etwa 800,000 Mark 
eingetreten. Einige Mitglieder des Reichstags, die auch Mitglieder dieſes 
Hauſes ſind, warnten uns davor im Reichstage, von der Erhöhung der 
Matricularbeiträge Abſtand zu nehmen, weil ſie meinten, der Herr Finan⸗ 
miniſter hätte ſich bereits auf die vorgeſchlagene Höhe der Matricular⸗ 
beiträge eingerichtet. Nun, wir ſehen, daß der Herr Finanzminiſter 
es verſtanden hat, ſich auch anderweitig einzurichten und daß, was 
ihm unverhofft zugekommen iſt, durch ub dung, der Dotationen für 
verſchiedene Verwaltungszweige unterzubringen. — Man hört wohl dieſem 
Etat gegenüber die Frage aufwerfen, ob die Kaſſenbilanz, die Bilanz zwiſchen 
Einnahmen und Ausgaben, im Etat nicht herbeigeführt werde 25 Koſten 
der Vermögensbilanz. alſo durch Abnahme des nutzbaren Vermögens des 
Staates. Auf den erſten Blick könnte man das glauben, da ja in Ein⸗ 
nahme geſtellt ſind einſchließlich des Poſtens bei der Domänenverwaltung, 
22 Millionen Mark Einnahme aus Veräußerungen von Staatsgrundſtücken 
— weſentlich handelt es ſich alſo um die Einnahme des vormaligen Staats⸗ 
ſchatzes. Auf der anderen Seite kommt in Betracht, daß theils in Folge der 
Conſolidation, tbeils in Folge des Wegfalls von Schuldenpoſten ſich der Be⸗ 
trag derjenigen Summen, welche für die Schuldentilgung verwendet waren, 
aus den laufenden Einnahmen erheblich vermindert hat. Nach einer von 
mir ſorgfältig angeſtellten Berechnung bin ich zu dem üherraſchenden Ergebniß 
gekommen, daß wir in dieſem Jahre aus laufenden Mitteln zur Vermeh⸗ 
rung des unmittelbar nutzbaren Staatsvermögens viel mehr verwenden, als 
im vorigen Jahre. Während in dieſem Jahre der Etat mit einem Plus von 
18½ Millionen abſchließt, hat der vorjahrige Etat blos mit einem Plus von 
6% Millionen abgeſchloſſen; dieſer Etat beanſprucht alſo 12 Millionen mehr 
zur Vermehrung des nutzbaren Staatsvermögens. 5 4 

habe bei meiner Rechnung ganz außer Acht gelaſſen die erheblichen 
Summen, die im Ordinarium der Domänen: Verwaltung, der Forſtverwal⸗ 
tung, der Dal und Hüttenverwaltung und der Eiſenbahnverwaltung, aus: 
geſetzt find. Dieſe Summen bleiben allerdings mit 15 Millionen Mark um 
5 Millionen hinter der gleichartigen Summe des Vorjahres zurück. Stelle 
ich nun die Rechnungen aus Ordinarium und Extraordinarium zuſammen, 
ſo komme ich zu dem Schlußergebniß, daß in unſerem diesjährigen Etat eine 
Vermehrung des nutzbaren Staatsvermögens um 33% Millionen Mark aus: 
geſetzt iſt, während der vorjährige Etat nur einen ſolchen Poſten in Höhe 
von 26% Millionen Mark nachwies. Der Unterſchied ſteckt namentlich im 
Extraordinarium des Eiſenbabnetats. Letzteres zeigt allerdings eine Ver⸗ 
minderung gegen das Vorjahr um 8 Millionen Mark. Man darf aber nicht 
vergeſſen, daß im vorigen Jahr 24 Millionen Mark verwandt wurden zur 
Dotirung des Extraordinariums der Eiſeubahnverwaltung aus Mitteln der 
franzöſiſchen Kriegscontribution, alſo nicht aus laufenden Einnahmen. Dieſe 
Verſtärkung unſeres Etats fällt in dieſem Jahre fort; gleichwohl vermindert 
ſich das Extraordinarium des Eiſenbahnetats nicht um dieſen Betrag von 
24 Millionen Mark, ſondern nur um einen Betrag von 8 Millionen Mark, 
fo daß wir mit 16 Millionen Mark den Unterſchied aus den laufenden 
Mitteln in dieſem Jahre zu decken haben. Nun iſt es ja unzweifelhaft, daß 
wir auf manche der jetzt noch vorhandenen Einnahmebeträge in den nächſten 
Jahren nicht in demſelbem Umfange rechnen können. Die Verwandlung der 
Preußischen Bank in eine Reichsbank wird in zwei Jahren eine Differenz 
von 5 Millionen Mark im Etat ergeben. Die Seehandlung wird vielleicht 
auch nicht mehr ſo große Ueberſchüſſe abführen. Zugleich kommt doch aber 
auch in Betracht, daß das Extraordinarium noch ſehr hoch dotirt iſt. Es iſt 
uns möglich geworden, durch die reichen Dotalionen in den letzten Jahren 
viele Bedürfnſſſe zu befriedigen, die man früher zu befriedigen verſäumt hat. 
Es würden alſo nach deren Befriedigung gewiſſe Beſchränkungen zuläſſig 
ſein, ohne daß daraus Nachtheile entſtehen. Aber auch die Einnahmen wer⸗ 
den ſteigen; dieſelben ſind durchaus nicht zu hoch veranſchlagt, namentlich 
nicht bei der Forſt⸗, der Juſtiz⸗, der Bergwerks⸗ und Hüttenverwaltung. 

Wenn ich nun auch hiernach im Ganzen unſeren finanziellen Horizont 
für ſehr klar anſehe, fo beſteht doch eine Gefahr für die Ordnung deſſelben; 
dieſelbe liegt in unſeren Staatseiſenbahnen. Wenn wir in der Weiſe, 
wie es in den letzten Jahren geſchehen iſt, fortfahren, unſere Einwilligung 


zum Bau von Staatseiſenbahnen zu geben, ſo wird binnen Kurzem üunſer ja ſehr reichlich bedacht; es ſtechen beſonders in die 


ri Finanzſyſtem in Zerrüttung kommen. Die Staatseiſenbahnen erhei⸗ 
chen mit ihrer wachſenden Bedeutung im 

eine erhöhte Aufmerkſamkeit. Man hat im Etat viele Wünſche der Budget⸗ 
commiſſion berückſichtigt und auch das Anlagecapital der Bahnen berechnet. 
Dieſe Rechnung wirkt aber eher verwirrend, als aufklärend; wir vermiſſen 
dabei die Berechnung der Bauzinſen, die vielleicht das Anlage⸗Capital bis zu 
10 pCt. erhöhen würden; ferner die beträchtlichen Summen, welche aus den 
fad. der Etats zur Vermehrung des Anlage⸗Capitals verwandt worden 
ind. 


— — 


Wir wiſſen aus den Verhandlungen der Budgetcommiſſion, daß dief tet worden iſt, nun ein eifriger und arbeitsluſtiger Miniſter für einige 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Befteliungen auf die Zeitung, welche Senntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 5. Februar 1875. 


miniſteriums. Der eine Theil, der productive, giebt dem conſumirenden nur 
etwa 3 Millionen Mark mehr als im Vorjahr ab. Wenn daher einzelne 
Miniſterien eine erheblich höhere Dotation empfangen haben, fo iſt das auf 
Koſten der anderen Miniſterien geſcheben. Beiſpielsweiſe ſind im Extraordi⸗ 
narium des Handelsminiſteriums für Canalbauten 8 Millionen Mark we⸗ 
niger angeſetzt, als im Vorjahr, nämlich nur 4 Millionen. Allerdings glaube 
ich, daß im Vorjahr die Bereitwilligkeit des Finanzminiſters in dieſem Puntbe 
größer war, als die Möglichkeit im Reſſort des Handelsminiſteriums, die 
bewilligten Summen entſprechend zu verwenden. Bei der Berathung der 
Canalprojecte in der Budgetcommiſſion hatte ich das Gefühl, als ob wir mit 
der Realiſirung ſolcher Projecte Gefahr liefen, im buchſtäblichen Sinne des 
Wortes Geld ins Waſſer zu werfen. Bei dem Project der Lahncanaliſa⸗ 
tion iſt uns ja gelungen, dies auch calculatoriſch nachzuweiſen. Wenn näm⸗ 
lich alle Güter, die man in Folge der Canaliſation die Lahn herunterzu⸗ 
führen in Ausſicht nahm, auf der Lahnbahn vom Staat unentgeltlich ver⸗ 
fahren würden, würde der Staat noch ein beſſeres Geſchäft machen, als 
wenn er den Canal dazu baute. (Heiterkeit) Man hat von dem Projecte 
auch Abſtand genommen. Wir werden überhaupt erwägen müſſen, od nicht 
ein Theil des Waſſerbauweſens auf den Haushalt der Provinzen zu über⸗ 
tragen ſein möchte. Für die hinterpommerſchen Häfen ſind wieder 
855,000 Mark ausgeworfen. Wenn man zu dieſer Summe den Zinszuſchuß 
für die hinterpommerſche Eiſenbahn und für die Bahn Köslin⸗Danzig hin⸗ 
zunimmt, ſo ergiebt dies ſchon einen höheren Betrag, als der ganze Regie⸗ 
rungsbezirk Köslin an directen Steuern und dazu noch aus feinen Domai⸗ 
nen und Forſten aufbringt. Die Regierung ſcheint alſo gegen Hinterpom⸗ 
mern beſonders freigebig zu fein. Die 54 Millionen Mark, die wir dem⸗ 
nächſt für die Hinterpommerſche Bahn verwenden, von der wir wiſſen, daß 
ſie ſich nicht rentirt, habe ich noch gar nicht gerechnet. Man kann freilich 
entgegnen, auf dieſe Weiſe dürfe ein Staat nicht rechnen, er dürfe nicht mit 
der einzelnen Landſchaft aufrechnen, was ſie einbringt und koſtet; aber man 
kann auch von dem entgegengeſetzten Grundſatze aus dahin kommen, die 
Capitalien im Lande künſtlich zu vertheilen und auf dem Umwege der 
Stagtskaſſe dahin zu führen, wo eigentlich die Vorausſetzungen zu einer pro⸗ 
ee Verwendung in einem gewiſſen Umfange noch nicht vorhan⸗ 
en ſind. 
Ich mache dieſe Bemerkung ſchon jetzt, um vorzubeugen, daß nicht aus 
dem hinterpommerſchen Unternehmen des Herrn Wagner, der pommerſchen 
Centralbahn demnächſt irgend welche Anſprüche an . des 
Staates geknüpft werden möchten. Was den Etat für das Miniſterium 
des Innern betrifft, ſo finden wir in demſelben freilich alle königlichen 
Polizeiverwaltungen in den Stäten aus dem vorigen Jahre wieder, 
ſelbſt in den Städten, wo die Nützlichkeit im Haufe erheblichen Zweifeln 
unterworfen war. Vielleicht iſt es aber richtiger, die Berathung über Reor⸗ 
gemeinen der Polizei in den Städten an die Communalreform anzuknüpfen. 
en Wünſchen des Hauſes entſprechend, hat man Zehrungskoſten für die 
Gendarmen ausgeſetzt, auch für eine beſſere Bekleidung und Ausrüſtung der 
Gendarmen mehr aufgewendet. Ich bedaure nur, daß man nicht in Ausſicht 
genommen hat, die Gendarmen ihrem Berufe etwas mehr entſprechend zu 
dekleiden und auszurüſten, denn der blinkende Helm und das weiße Ban⸗ 
delier macht fie ja ſchon auf tauſend Schritte für den Landſtreicher erkenntlich. 
(Heiterkeit.) — Es iſt ferner eine erhebliche Summe für Standesämter 
ausgeworfen, die vom Staate beſonders beauftragte Beamte zu verwalten 
haben. Die Summe würde vorausſetzen, daß etwa der achte Theil der 
Standesamtsverwaltung nicht von Gemeinde- und Communalbeamten, ſondern 
von beſonderen Staatsbeamten zu führen iſt. — Was die geheimen Fonds 
in Verbindung mit dem Reptilienfonds betrifft, ſo kann ich mir in 
dieſem Jahre eine größere Auseinanderſetzung erſparen, denn die officiöfe 
Preſſe hat im Laufe des vorigen Jahres fo viel zu öffentlichem Aegerni 
Veranlaſſung gegeben, daß es nicht mehr nöthig it, die öffentliche Aufme 
ſamkeit noch darauf zu lenken (Heiterkeit); jo zuerſt mit dem Fall des Kapitän 
Werner, bei dem Kullmann'ſchen Attentat, dann mit dem Prozeß Arnim 
und zum würdigen Schluß des Jahres iſt aus Anlaß des Falls Mafunke 
auf der ganzen Linie ein großes Geſchimpfe gegen den Parlamentarismus 
überhaupt und gegen den Abg. Lasker im Beſonderen losgegangen und erſt 
nach Neujahr hat man die wilden Leute wieder zurückgepfiffen. (Heiterkeit). 
Vielleicht giebt das Ableben des Kurfürſten von Heſſen der Staatsregierung 
Veranlaſſung, mit der Beſeitigung des Reptilienfonds endlich vorzugehen. 
Was das landwirthſchaftliche Miniſterium betrifft, ſo iſt daſſelbe 
Augen der Fonds für 
ein neues Gebäude des Miniſteriums und die Erhöhung des Melioriations⸗ 


Rahmen des Etats in jedem Jahr! fonds. Wenn man in den Motiven lieſt von dem licht⸗ und luftloſen, nach 


einem engen Hofe belegenen Wohnzimmer des landwirlhſchaftlichen Miniſters, 
ſo muß man freilich in Verwunderung gerathen, daß es ſchon ſo dauerhafte 
landwirthſchaftliche Miniſter gegeben hat. (Sehr gut!) Mir ſcheint es aber 
doch nicht ſo ganz entſchieden, daß der Fortbeſtand des landwirthſchaftlichen 
Miniſteriums abſolut nothwendig iſt. Ich kann mir wohl denken, daß, nach⸗ 
dem in dieſem Miniſterium ſo viele Jahre hindurch überhaupt nicht Jab 

ahre 


einzelnen Verwaltungen ihr Möglichſtes thun, um im Ordinarium grobe vollauf zu thun bat, um die Reſte aufzuarbeiten. Wenn aber die nothwen⸗ 


Summen derart zu verſtecken, weil ſie glauben, dann vor der Kritik des 
5 e ſicherer zu ſein, als wenn ſie dieſe Summen im Extra⸗ 

rdinarium in Anſatz bringen. Auch die Penſionen der Eiſenbahnbeamten 
und der ratirliche Antheil an den Centralkoſten ſind nicht berechnet. Wäre 
dies geſchehen, jo würde ſich ein viel niedrigerer Reinertrag der Eiſenbahnen 
ergeben haben, als im Etat für 1875 berechnet iſt (5,38 pCt.), ja zu einem 
Procentſatz, der viel geringer iſt, als das, was die Beſchaſſung des erforder⸗ 
lichen Capitals koſtet. Bedenken wir doch, daß es Zeiten gegeben hat, in 
denen wir, um 93 oder 94 Thaler zum Bau von Staatseiſenbahnen zu er⸗ 
N eine 4 procentige Verſchreibung über 100 Thaler ausſtellen mußten. 

on Seiten des Privatpublikums wird immer darauf hingewieſen, daß bie 
Eiſenbahnen im Jahre 1875 wegen der geſunkenen Kohlen⸗ und 8 
eine erhebliche Erſparniß haben würden. Wie unſer Staatseiſenbahnetat 
zeigt, iſt dieſe große Erſparniß zum großen Theil aufgewogen, ja übertroffen 
durch die erhöhten Ausgaben für das Beamtenperſonal. Von den Eiſen⸗ 
bahneinnahmen find die Gütereinnahmen die hauptſächlichſten und der Anz 
ſchlag im Etat ſetzt voraus, daß die Tariferhöhung im nächſten Jahre fort⸗ 
dauern wird. 

Inzwiſchen iſt aber von Seiten des Bundesrathsausſchuſſes ein Antrag 
beim Plenum geſtellt, für weſentliche Theile der Transporimengen, nament⸗ 
lich für Kohlen, zu den früheren Sätzen zurückzugreifen. Die Intereſſenten⸗ 
kreiſe haben freilich in Bezug auf die Herabſetzung der Tarife das Möglichſte 
gethan. Die Agrarier haben ſich mit den Eiſenſchutzzöllnern und den Kohlen⸗ 
e verbunden und wenn ich nach den Zuſchriften, die ſchon im 
Abgeordnetenhauſe aus ſolchen Kreiſen bekannt ſind, bemeſſe, was unſer 
Miniſterium von dem Andrange dieſer Leute zu leiden hat, ſo kann ich mir 
einen Begriff machen, wie ſchwierig es für dieſe Herren iſt, für andere Ge⸗ 
ſchäfte Zeit zu behalten. Ich freue mich jedesmal, wenn ich aus dem Zorn 
der Börſenpreſſe üder den Herrn Finanzmimiſter entnehme, daß derſelbe irgend 
eine Intereſſentengeſellſchaft, die ſich an ihn herandrängt, wieder einmal 
gründlich hat abfallen laſſen. dee Wenn unſere Eiſenbahnetats 
auch jetzt noch ein leidliches Ausſehen haben, ſo müſſen wir doch bedenken, 
wie viel neue Eiſenbahnen noch gebaut werden ſollen. Ich kann mich nicht 
enthalten, eine ſehr unpopuläre Anſicht auszusprechen, die auch vielleicht auf 
einigen Seiten des Hauſes unangenehm berührt; ich meine nämlich, die 
Staatsregierung könnte nichts Beſſeres thun, als das Haus zu erſuchen, ſie 
zu entbinden von dem Bau der Berlin⸗Wetzlarer und der Hinterpommerſchen 
Bahn (Sehr richtig!) Ich ſreue mich, daß ich mit dieſer Anſicht doch nicht 
ſo ganz allein ſtehe. Jedenfalls müſſen wir die Staatsregierung bitten, von 
weiteren Projecten zur Erweiterung des Staatseiſenbahnnetzes für mehrere 
Jahre Abſtand zu nehmen. 

Man kann ſich den Etat am beſten dadurch klar machen, daß man den⸗ 
ſelben in zwei Theile Naeh auf der einen Seite die Betriebsverwaltung, 
die Einnahmen und Ausgaben des Finanzminiſteriums, die Dotation für die 
öffentliche Schuld, auf der anderen die Einnahmen und Ausgaben des 
Staatsminiſteriums, des Handelsminiſteriums für Bau⸗ und Gewerbever⸗ 
waltung, des Juſtizminiſteriums, des landwirthſchaftlichen und des Cultus⸗ 


digen Geſetze erlaſſen find, dann fragt es ſich doch wieder, ob für einen tüche 
tigen Miniſter genug zu thun iſt, um jo mehr, als wir nicht davon 5 
werden nehmen können, gewiſſe Theile des landwirthſchaftlichen Haushalts 
an die Provinzen zu überweiſen. Nebenbei ſcheint es mir überhaupt auch 
an der Zeit zu ſein, die geſetzliche Organiſation unſerer oberſten 
Staatsbehörden wieder in's Auge zu faſſen. Ich möchte dabei den Ges 
danken ausſprechen, fob es, nachdem wiederholt He iſt, die Domänen⸗ 
und Forſtderwaltung mit dem landwirthſchaftlichen Miniſterium zu verbinden, 
nicht vielleicht richtiger wäre, die Handels⸗ und Gewerbeabtheilung des Han⸗ 
delsminiſteriums mit dieſem Ministerium zu verbinden. Es würde für den 
Handels miniſter noch genug zu thun übrig bleiben, wenn er nur mit der 
Aufſicht über das Eiſenbahnweſen und die Bauabtheilung betraut würde. 
Außerdem glaube ich, daß es viel richtiger wäre, das Landesökonomie⸗ 
Collegium ganz abzuſchaffen, als ihm einen neuen ſchönen Saal im Mi⸗ 
niſterialgebände anzuweiſen. In unſerer Zeit ſorgen die Berufscaſſen felbit 
dafür, daß ihre Pede Intereſſen vertreten werdeu, ſo daß man wirklich 
von Staatswegen nicht nöthig hat eine ſolche Vertretung zu organiſiren. 
Die Laudwirihſchaft hat das Ungenügende des Collegiums ſelbſt empfunden 
und ſich daneben ſelbſt eine Organiſalion geſchaffen und ich muß jagen, daß 
der deutſche Landwirthſchaftsralſh mit dem Herrn v. Wedell⸗Malchow an der 
Spitze mehr leiſtet, als das geſammte Landesökonomie » Collegium. (Sehr 
richtig!) Was die Erhöhung des Landesmelioriatsfonds betrifft, jo 
bezweifle ich nicht, daß das Geld untergebracht werden wird, aber es liegt 
die Frage nahe, ob es nicht richtig wäre, die Verwaltung ſolcher Meliora⸗ 
tionsfonds vom landwirthſchaftlichen Miniſterium abzutrennen und mit den 
probinzialen Haushalten zu verbinden. — In dieſem Jahre finden wir dann 
auch die Schauprämien wieder in Rennprämien perwandelt. Ja, es wird 
auch dem Hauſe zugemuthet, ein ganz erkleckliches Reugeld für ſeinen frühe⸗ 
ren Beſchluß zu bezahlen, indem der Fonds von 60,000 auf 70,000 Thlr. 
erhöht iſt. Ich will in dieſer Seſſion gegen die Motivirung keine weitere 
Oppoſition machen, denn ich habe die Ueberzeugung gewonnen, daß man mit 
derſelben Zeit und derſelben Arbeitskraft eher dazu kommen kann, anderweit 
Millionen abzuſetzen, als hier nur 10,000 Thaler. 

Was nun den Etat des Cultus miniſteriums betrifft, jo ſticht ganz 
beſonders in die Augen die Erhöhung des Fonds zur Verbeſſerung der 
äußeren Lage der Geiſtlichen, denn die Lehrer find doch hier nur ornamental 
hinzugefügt, um 1 57 Millionen Mark. Wir haben im vorigen Jahre dieſen 
Fonds um 250,000 Thlr., im Jahre zuvor um 50,000 Thlr. erhöht: in der 

enkſchrift über die Verwendung dieſer Summen fagt der Herr Miniſter, daß 
er aus dieſem Fonds den Geiſtlichen auf 10 Jahre Beſoldungsverbeſſerungen 
uerkannt hat. Ich ſetze voraus, daß der Miniſter dieſe Anweiſung auf 10 
ahre nur gegeben gi unter dem Vorbehalt, daß das Abgeordnetenhaus in 
jedem Jahre dieſen Fonds bewilligt. Sollte das nicht der Fall ſein, ſo würde 
der Miniſter feine Befugniß überſchritten haben, denn es iſt ausdrücklich con⸗ 
tatirt worden, daß es hier keineswegs auf die Dotation der Geiſtlichen abge⸗ 
eben ſei, ſondern daß das Haus in der Lage bleibe, in a Jahre dieſe 
ewilligung zurückzunehmen. Der Miniſter hat die Erhöhung damit befür⸗ 
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bwortet, daß man mildernd auf die Mißſtimmung einwirken wolle, die unter 


der Geiſtlichkeit in Folge der neuen Geſetzgebung eingetreten ſei. Dieſe Er⸗ 


wartungen haben ſich durchaus nicht erfüllt. ge Bezug auf die katholiſche 
Geiſtlichkeit, glaube ich, konnte man das billigerweiſe auch nicht erwarten. 
Was die evangeliſche Geiſtlichkeit anlangt, ſo haben Sie ja jetzt in den 5 
noden wahrnehmen können, wie die Herren Geiſtlichen geſtimmt ſind. Es 
iſt lediglich dem parlamentariſchen Ungeſchick und der knappen Zeit 1 
ben, daß man nicht zu direct feindſeligen Kundgebungen gegen den Miniſter 
vorgegangen iſt. An manchen Orten iſt dies ja gleichwohl geſcheben. Es 
wurde geſagt, wir könnten nicht umhin, aus Billigkeitsgründen in der gegen⸗ 
. wärtigen Lage die Geiſtlichen zu unterſtützen. Die Geiſtlichkeit faßt dieſe 
Anſere Gnadenbewilligung jetzt als ein Recht auf und fie verlangt ſchon von 
Rechtswegen noch viel mehr, als wir ihr zuerkannt haben. Bereits beruft 
man ſich überall auf das Geſetz von 1810, wenn nicht gar auf den weſtfäli⸗ 
ſchen Frieden: von der Verfaſſungsurkunde, welche dazwiſchen liegt, nehmen 
die Herren keine Notiz und rechnen können ſie überhaupt nicht, denn dann 
müßten ſie wiſſen, daß von dem Geſetze von 1810 und der damaligen Con⸗ 
fiscation der geiſtlichen Güter ſich nicht ſolche Anſprüche herleiten laſſen. Es 
iſt geſagt worden, wir möchten den Gemeinden, die nicht leiſtungsfähig ſind, 
etwas zuwenden. 5 g 
Jetzt beginnt man dem Begriffe der Leiſtungsfähigkeit ſchon eine ganz 
5 andere Ausdehnung zu geben; man betrachtet eine Gemeinde als nicht 
5 leiſtungsfähig, wenn ſie nichts leiſten will. Dieſe Anſchauung finden wir 
ſchon in der Denkſchrift in Bezug auf die Entſchädigung der Geiſtlichen wegen 
des Civilebegeſetzes vertreten; da ſollen die Herren auch entſchädigt werden 
für den Ausfall, der durch die freiwillige Herabſetzung, bezw. Einſchränkung 
der kirchlichen Aufgebote von Seiten der Kirche entiteht, dafür daß die Kirche 
freiwillig ihre Preiſe herabſetzt, um die alte Nachfrage zu erhalten. (Heiter⸗ 
keit links.) Die Synoden verlangen den Wegfall der Stolgebühren und Ent⸗ 
ſchädigung ſeitens des Staates, die pommerſche Synode giebt uns in Bezug 
auf die Deckungsfrage den guten Rath, eine Staatsſteuer auf die Civilſtands⸗ 
Aale zu legen in der Weiſe, daß die Geiſtlichen dadurch entſchädigt werden 
r den Ausfall der Stolgebühren. Die Geiſtlichen wollen alſo, daß die 
UF rautpaare die Geiſtlichen bezahlen, auch wenn fie fie nicht in Anſpruch 
nehmen, aber ſie wollen den Staat zum Executor machen und ihm die Ge⸗ 
häſſigkeit auſbürden. Das Civilehegeſetz hat auch die Folgen gehabt, daß es 
die wahren Zuſtände der evangeliſchen Kirche offen und klar eleat bat. 
Nachdem nun Niemand mehr gezwungen werden kann, ſich kirchlich trauen 
und taufen zu laſſen, tritt es klar hervor, daß unter den Miß⸗ 
regierungen von Mühler und Raumer die evangeliſche Kirche 
— in dem Mittelpunkte der Bil dung und Geſittung jeden 
oden im Volke vollſtändig verloren hat (ſehr wahr! links), daß ſie 
aufgetrocknet iſt zu einem kaum noch einen Inhalt aufweiſenden Schemen. 
Man wagt es nicht, die Stolgebühren zu erheben, weil man befürchtet, dann 
kommen die Leute nicht zum Geiſtlichen; man wagt nicht eine Kirchenſteuer 
zu erheben, weil man der Anſicht iſt, daß es nur eines leiſen Anſtoßes be⸗ 
bauürfte und das nur noch formell und äußerlich aufrecht ſtehende Gebäude 
bricht vollſtändig zuſammen. Nun ſollten doch die evangeliſchen Geiſtlichen 
zur Erkenntniß ihrer Sünden kommen und es ſich angelegen fein laſſen, von 
unten herauf im Herzen und Gemüth des Volkes wieder einen Anhalt zu 
gewinnen. Statt deſſen meinen ſie durch ſtärkere Kirchenzucht, größere An⸗ 
maßung und Hexrſucht ſich oben halten zu können. (Sehr wahr h. 
0 Weil die Geiſtlichen ſich nicht an ihre Gemeinden wenden mögen, darum 
EF ſch der Staat eintreten; fie ziehen es vor, Staatspenſionäre zu werden, als 
ſſich mit ihren Gemeinden auf guten Fuß zu ſtellen. Das Syſtem alſo, 

welches wir jetzt mit der Dotation begonnen haben, iſt mehr geeignet, ihre 

Außere Herrſchaft über die Gemeinden zu erhalten, als fie in Wahrheit zu 
Dienern der Gemeinden zu machen. Ich behaupte nicht, daß der Miniſter 

Dr. Falk dieſe Tendenz theilt, aber eins muß ich ſagen: er macht ihnen Con⸗ 
a ceffionen, und jede Conceſſion wird als Schwäche aufgefaßt; (Sehr wahr! 

links.) er ſucht zu vermitteln, und jede Vermittelung ſteigert nur die An 
maßung dieſer Herren. (Sehr wahr! links.) Die große Mehrheit hat ja 
5 die Politik des Miniſters gegenüber der katholiſchen Kirche rückbaltslos unter⸗ 

ſtützt, ich muß ſagen, daß ich dem Geſetzentwurf über die kirchliche Ver⸗ 
1 mögensverwaltung meine wärmſten Sympathien entgegentrage; aber wir 
haben doch allen Grund, in den Maßnabmen, die er in Bezug auf die evan⸗ 
geliſche Kirche vorſchlägt, vorſichtig zu fein. Es thut mir jetzt gar nicht leid, 
daß Sie die Synodalkoſten bewilligt haben, nun ſieht es alle Welt deutlich, 
welcher Schaden in der Entwickelung unſeres Volks⸗ und Staatslebens ge⸗ 
ſtiftet worden wäre, wenn das Haus damals der Synodalverfaſſung die ge⸗ 
ſetzliche Sanction ertheilt hätte. (Sehr wahr! links.) Darum ſollten wir 
Bedenken tragen, dem Miniſter im Budget auf einem Wege noch weiter zu 
folgen, der ſchließlich auch dahin führen wird, die Kirche mehr und mehr zur 
Staatsanſtalt zu machen, die Geiſtlichen äußerlich unabhängig von ihren 
Gemeinden zu ſtellen und fie damit in Beſtrebungen zu unterſtützen, die 
Kuchengemeinden zu beherrſchen. — Im Extraordinarium des Cultus⸗ 
Miniſteriums finde ich einen etwas dunklen Titel für ein Campo santo 
in Berlin. Es ſcheint mir dieſe erſte Rate von 600,000 M. die ſchmale 
Spitze einer weitgehenden Forderung zu ſein. Ich weiß nicht, was 
ſie eigentlich bedeutet. Evangeliſche Kirchen hat der Staat nicht zu bauen 
und wenn es ſich nur um eine Fürſtengruft handelt, fo bin ich der Anſicht, 
daß dieſe zu bauen Aufgabe des Kronfideikommisfonds iſt. Dieſer hat die 
Natur eines Pauſchquantums, er ſchließt daher die Bewilligung zu Special: 
zwecken aus. Würden wir daneben etwas bewilligen, dann müſſen wir ihn 
uberhaupt jpecialifiven und ſchließlich auf den Weg kommen, den man mit 
der Specialiſirung der Civilliſte in England eingeſchlagen bat. 

So wenig ich ſonſt ein Freund der Pauſchquantumswirtbſchaft bin, möchte 
ich dieſen Weg doch nicht betreken; es könnte ſonſt die parlamentariſche Kritik 
leicht in Conflict mit den perſönlichen Wünſchen des Herrſchers gerathen. 
Ich glaube, beide Theile, ſowohl das Abgeordnetenhaus wie das königliche 

aus, haben ein Intereſſe daran, es beim bisherigen Zuſtande zu belaſſen, 
und darum müſſen wir à limine Alles abweiſen, was einem Verlaſſen un⸗ 
ſerer bisherigen Principien in dieſer Beziehung ähnlich ſieht. Für Kunſt und 
Wiſſenſchaft ſind größere Summen ausgeworfen und es iſt ſehr zu begrüßen, 
daß man ſich endlich entſchloſſen bat, daß das Plus der Garde du Corps⸗ 
Kaſerne⸗Gebäude höheren Zwecken weiche. Ich bedaure nur, daß dieſer Theil 
des Etats jo überaus kärglich motivirt it. Die Wortkargheit bei dieſem 
Miniſterium ſticht überhaupt ſehr ab gegen die Redſeligkeit, die in den Mo⸗ 
fttiüven des landwirthſchaftlichen Miniſteriums zu Tage tritt. (Heiterkeit) Die 
855 gm des Etats für das Cultusminiſterium läßt viel zu wünſchen übrig. 
Die Zuſchüſſe für die Kirchen und Geiſtlichen find zu wenig ſpeeialiſirt, 
außerdem kommen Hunderte von Uebertragungen aus einem Titel in den 
andern vor; mindeſtens hätten dieſelben motivirt fein müſſen. In dem 
Kapitel von den Schulauſſichtspoſten iſt in Bezug auf unklare Darſtellung 
das Möglichite geleiſtet. Im vorigen Jahre kam es in der Budgetcommiſſton 
zur Sprache, daß bei der Univerſitätsverwaltung Etatsüberſchreitungen bei 
Bauten und bei ſachlichen Ausgaben gedeckt wurden durch Erſparniſſe bei 
den Beſoldungen der Profeſſoren. In dieſem Eilat iſt allerdings vermerkt, 
daß man von dieſer Praxis abgegangen ſei, in Folge deſſen ſeien aber pro 
1873 und a bei einer Reihe von Inſtituten Etatsüberſchreitungen ent⸗ 
| tanden. Anſtatt nun letztere zu buchen und die nachträgliche Genehmigung 
in der Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben nachzuſuchen, ſucht man für 
bereits 1873 verwendete Gelder hier im Etat für 1875 nach! 

Für die Zukunft aber will man durch eine Verſtärkung des Titels „Ins⸗ 
gemein“ einen Etatstitel für Etatsüberſchreitungen ſchaffen. Ein wunder⸗ 

iches Beiſpiel findet ſich bei einem Fonds: „zur Erhaltung von Kunſtdenk⸗ 

- mälern im Regierungsbezirk 1 Es heißt da: „Der nur mit 1500 Mark 
Diotirte Fonds wird behufs Deckung der im Jahre 1875 erforderlichen Aus: 
gaben um 2400 Mark überſchritten werden müſſen. Durch etwaige künftige 
Erſparungen ließen dieſe Ueberſchreitungen ſich nicht tilgen.“ Man entſchul⸗ 
digt ſich alſo damit, daß man keinen Vorgriff in künftige, von uns noch gar 
nicht bewilligte Fonds machen könne, weil man keine Ausſicht habe, das 
ſpäter wieder einzubringen. Die Naivetät, mit welcher man hier ſolche 
4 Grundſätze ausſpricht, zeigt, daß man im Cultusminiſterium keine Ahnung 
bat von den Grundſätzen, auf denen unſere ganze finanzielle Ordnung und 
Ordnung des Etats beruht. Ich bin weit entfernt, den Herrn Miniſter per⸗ 
ſoͤnlich dafür verantwortlich zu machen; er müßte ſich doch aber die erforder⸗ 
lichen Kräfte zur Seite ſtellen, die hinreichend ſind, um in ſeinem Etat die 
fo ſehr wünſchenswerihe Ordnung berzuſtellen. Ich habe dies Alles nur 
angeführt, um den Herrn Finanzminiſter von der Nothwendigkeit zu über⸗ 
1 eugen, ein Geſetz über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben zu 
vr tande zu bringen, obgleich ich anerkenne, daß unſer Etat jeit dem Amts: 
antritt des Herrn e erheblich an Klarheit gewonnen hat. Ich 
wünſchte aber, daß der Herr Miniſter ſich das Programm, welches aus der 
Berathung der Reichstagscommiſſion über das Geſetz der Verwaltung der 
Eeinnahmen und Ausgaben bervorgegangen iſt, ſich im Weſentlichen aneigne. 
Die Berathung des Etats könnte um ſo kürzer ausfallen, je klarer der Etat 
formell wird. (Beifall.) i 
Cultusminiſter Dr. Falk: Im Allgemeinen iſt es nicht zweckmäßig, hei 
der erſten Berathung des Etats auf Einzelnheiten einzugehen, weil man 
beſſer Erörterung und Beſchlußfaſſung eng aneinanderſchlie t. Aber auf ver⸗ 
ſchiedene Vorwürfe des Vorredners muß ich antworten, ſofern fie ganz allge⸗ 
meiner Natur ſind und ich Gewicht darauf legen muß, ihnen ſofort wider⸗ 
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ſprochen zu haben. Viele Poſtttonen in dem Gtat des Cultusminifteriums gerufenen Reformen erheblich zu un terſchaßen. Sch balte dieſe Ref 


ſind allerdings knapp motivirt, aber es befindet ſich darunter eine große An⸗ 


zahl neuer und ſehr wichtiger, und der Vorredner als gewiegter Finanzmann 


wird willen, daß es nicht leicht ift, über ſolche Poſitionen zur abſchließenden 
Einſicht zu kommen. Der Herr Finanzminiſter bat bei dieſen Dingen auch 
ein gewichtiges Wort mitzureden, und die mit ihm gepflogenen hen; er 
baben erſt in den allerletzten Tagen des vergangenen Jahres ihren Abſchluß 
gefunden. Es lag aber der Staatsregierung daran, den Etat ſofort vorzu⸗ 
legen; deshalb mußte das, was im Elat ſteht, beeilt und infolge deſſen kur; 
gefaßt werden. Damit iſt die Staatsregierung natürlich nicht frei von der 
Verpflichtung bis zu der Zeit, wo Sie in die Berathung eintreten, Ihnen 
die gehörige Begründung nachzuliefern. So wird Ihnen in Betreff des Poſtens 
für die Elementarlehrer eine ausführliche Ueberſicht zugehen, Sie werden 
über die Gedanken der Staatsregierung bei ihrem Vorſchlage über die Reor⸗ 
ganiſation der Akademie der Künſte wenn möglich in präciſer formulirter 
Weiſe unterrichtet werden. Die übrigen Vorwürfe des Vorredners gegen das 
Cultusminiſterium ſind im Weſentlichen unbegründet. Das Cultusminiſterium 
ſoll keine Ahnung davon haben, wie ein Etat aufgeſtellt werden müſſe, aber 
da der Herr Finanzminiſter bei der Aufſtellung zuſtimmend mitgewirkt hat, 
iſt der Vorwurf wohl nicht jo ſchwerwiegend. (Heiterkeit) Und hat doch 
der Vorredner ſelbſt dem Etat des Cultusminiſteriums im vorigen Jabre 
das Lob ertheilt, daß er klarer geworden ſei. Er hat dann weiter ange⸗ 
it 1915 eine genaue Specialiſirung der Dotation der Geiſtlichen nicht aus: 
geführt ſei. ö 

In Bezug auf dieſen Punkt wird Ihnen auf das aller Aueführlichſte nachge⸗ 
wieſen werden, daß es nicht möglich iſt, dieſe Verpflichtungen nach ihrem 
Grunde zu ſondern und Titel zu ſchaffen, die einmal das zuſammenfaſſen, 
was auf Grund einer zweifelloſen Rechtspflicht geleiſtet wird, und den Reſt 
ebenfalls zu einer Gruppe vereinigen. Die Uebertragungen, die er erwähnt 
bat, ſcheinen mir deutlich zu fein, ſie beruhen faſt durchgehends auf Erörte⸗ 
rungen der Budgetcommiſſion im vorigen Jahre, deren Wünſchen man ſich 
angeſchloſſen bat. Ich will nicht beſtreiten, daß eine Uebertragung die 
früher, um mich ſo auszudrücken, von rechts nach links gemacht worden 
iſt, jetzt wieder von links nach rechts gemacht wird. Und warum? Weil es 
die Budgetcommiſſion gewünſcht hat. (Heiterkeit) Der Vorwurf trifft alſo 
auch die Budgeicommiſſion. Ich freue mich, daß er bereitwillig iſt, die 
die Summen zum Zwecke der Schulaufſicht zu bewilligen; ich weiß aber 
ebenſo, daß es eine beſondere — Liebhaberei wäre nicht der richtige Aus⸗ 
druck — aber eine beſondere Beſtrebung von ihm iſt, bei der Poſttion 
zu ſprechen, die von den Schulaufſichtskoſten für Geiſtliche handelt. Er bat 
dafür gewirkt, daß die Vorſchläge der Staatsregierung keine Annahme 
fanden. Heute hat er mir vorgeworfen, daß die Poſition wieder erhöht jet: 
ich hätte fie gern erhöht, aber Angeſichts des vorjäbrigen Beſchluſſes des 
bohen Hauſes blieb mir nichts übrig, als auf dieſen Wunſch eine gerechte 
Forderung zu erfüllen, verzichten zu müſſen. Bei dieſer Poſition wird eine 
weitere Uebertragung als unitattbaft bezeichnet. Der Vorrevner wird ein: 
gedenk ſein, daß zunächſt die weltlichen Schulinſpectoren zur Probe arbeiten 
müſſen; das erfordern die Intereſſen, die ihnen auvertraut ſind. Wenn be⸗ 
wieſen ist, daß die Perſönlichkeit geeignet und ein Bedürfniß zu weltlichen 
Schulinſpection vorliegt, erſt dann kann zur definitiven Anſtellung ge⸗ 
ſchritten werden, und jo iſt es gekommen, daß Stellen, die bisher nur com: 
miſſariſch verwaltet wurden, nunmehr, weil die geeigneten Perſonen vor⸗ 
handen waren, beſetzt werden konnten. Es ſcheint mir, daß ein Mann, der 
das Etatsweſen ſo gründlich kennt, wie der Vorredner, ſich ohne Weiteres 
ſelbſt hätte ſagen können, wie die Sache erh Sein Hauptangriff 
richtete ſich gegen den Antrag, die Einnahme der Geiſtlichen zu erboͤben: in 

anz ähnlicher Weiſe, wie im vergangenen Jahre, glaube ich, wurde die 
Paradlele mit den Lehrern gezogen und geſagt, daß den Lehrern blos eine 
Summe bewilligt würde aus ornamentalen Gründen, um unter dieſem 
Schmuck die Bewilligung für die Geiſtlichen durchzubringen. (Wider⸗ 
Mai ne) Der Ausdruck ornamental it jedenfalls gebraucht. (Wider: 
pruch links. 

Die Bewilligung für die Lehrer ſtand bereits im Etat und war in den 
Erörterungen zwiſchen dem Finanzminiſter und mir bereits definitiv in Aus⸗ 
ſicht genommen, ehe die Frage aufgeworfen wurde, ob den Geiſtlichen etwas 
zugewendet wird. Ich bitte Sie mir zu glauben, daß ich nicht bloß, um 
eine Poſition für die Geiſtlichen durchzulootſen, beſtrebt geweſen bin für die 
Lehrer etwas aufzuwenden, ſondern lediglich um ibrer ſelbſt willen. Der 
Abg. Richter hat nun gemeint, ich hätte entgegen dem Sinne der Bewilli⸗ 
gung zu weit gehende Anweiſungen an die einzelnen Geiſtlichen ertheilt. 
Die Poſition wird ja wahrſcheinlich unter Vorlegung der erlaſſenen Nefctipte 
zu einer weiteren Erörterung in der Budgetcommiſſion kommen; ich will nur 
conſtatiren, daß ich mich in den Grenzen bewegt habe, welche die Natur der 
vorjährigen Bewilligung als eine Bewilligung zur Stellenverbeſſerung vor⸗ 
ſchreibt, und nach den für Bedürfnißzuſchüſſe ſonſt geltenden Grundsätzen ver⸗ 
fahren bin. Wie zu erwarten war, haben die augenblicklich verſammelten 
oder eben geſchloſſenen Provinzial⸗Synoden zu allerlei Argumentationen gegen 
die Bewilligung dieſer Poſiſion für die Geiſtlichen Anhalt gegeben. Es iſt 
ja wahr, daß in dieſen Provinzial⸗Synoden manches Wort geſprochen worden 
iſt, was dieſem und jenem nicht gefällt, was auch mir nicht gefällt; aber 
eins muß ich conſtatiren, daß gegenüber den Erfahrungen beſonders der 
letzten Monate, die Ergebniſſe der Provinzial⸗Synoden, eine ausgenommen, 
weit über Erwarten günſtig geweſen ſind. Ich appellire an die Männer, die 
bier im Hauſe ſitzen und mitgewirkt haben bei den Synoden: binnen einer 
Friſt von wenig Tagen trat die Annäherung der Gegenſätze ein und man 
gelangte zu einem Ausgleich, und das iſt eine Erfahrung, die ich freudigen 
Herzens im Intereſſe unſerer epangeliſchen Kirche conſtatire und conſtatiren 
muß. (Beifall rechts.) Das Wort des Abg. Richter, die Synoden hätten 
ſich als feindlich entpuppt, hat ſich nur an einer Synode bewahrheitet, an 
der pommerſchen; aber wer von denen, die dieſe Verhältniſſe kennen, hat 
wohl daran gezweifelt, daß es ſo kommen mußte? Sie kennen ja die Män⸗ 
ner, die dort das Wort führen! (Bewegung.) Es iſt weiter hervorgehoben, 
daß ſich über vie Zuwendungen an die Geiſtlichen eine unerhörte An: 
ſchauungsweiſe gebildet hat; es iſt allerdings von vielen Seiten betont, daß 
es ſich um einen Rechtsanſpruch der evangeliſchen Kirche handle. Ich habe 
dieſen Rechtsanſpruch nicht anerkannt und bin deshalb in jenen Kreiſen leb⸗ 
haft angegriffen worden“ Aber dieſe Auffaſſungen find jahrelang gehegt und 
noch jüngſt in einer Schrift eines Herrn Gerlach aufs ſchärfſte betont und 
auch von Liberalen und in liberalen Zeitungen gebilligt worden. 

Da können Sie es wirklich den Männern, die mit ihren materiellen und 
amtlichen Intereſſen dabei betheiligt ſind, nicht übel nehmen, daß ſie dem 
Gedanken einer ſolchen Rechtspflicht nachhängen. Daß ſie aber von dieſer 
falſchen Anſchauung abzubringen ſind, zeigen die Beſchlüſſe der hieſigen Sy⸗ 
node, ſowie der Synoden zu Breslau, Magdeburg und Königsberg. Dieſe 
friedliebendere Stimmung hat ſich in den Synoden, immer die Eine ausge⸗ 
nommen, entwickelt und eine Menge Schroffheit beſeitigt. Der Vorredner 
hat ferner erwähnt, die Gemeinden würden nicht recht nach ihrer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit herangezogen. Die Gemeinden ſind nach ihrer Leiſtungsfähigkeit 
herangezogen worden, ehe aus dem Fonds Zuwendungen gemacht ſind; nur 
dasjenige, was nach gewiſſenhafter Erörterung nicht zu tragen war, iſt auf 
dieſe Fonds angewieſen worden und da, wo ich die Ueberzeugung gewann, 
die Gemeinde könne leiſten, fie wolle aber nicht, da habe ich nichts bewilligt, 
weil ich durch meine vorjährigen Ausführungen gebunden war. Dann hat 
der Abg. Richter mir der evangeliſchen Kirche gegenüber den Vorwurf der 
Schwäche gemacht und hat gemeint, wenn man ſo viel Conceſſionen mache, 
errege man Anmaßungen. Da kommen wir freilih auf einen Punkt, wo 
meine Auffaſſung und die ſeinige ganz unverſöhnlich ſind. Merkwürdiger⸗ 
weiſe muß ich ihm einen Vorwurf zurückgeben, den er mir gemacht hat; er 
meinte dieſe Dotation, die hier in Ausſicht genommen ſei — es handelt ſich 
übrigens nicht um eine Dotation, ſondern nur um einen Bedürfnißzuſchuß 
— führe dahin, die evangeliſche Kirche zu einer Stagtskirche zu machen. Ich 
meine, der Standpunkt, den er einnimmt, führt dahin, aus der Kirche eine 
Staatsanſtalt zu machen. Ich habe das Bewußtſein, daß ich als Staats⸗ 
miniſter nicht in der Lage bin, nach meinen Anſchauungen die Kirche zu 
regieren; ich bin mir bewußt, daß die Kirche mir 1 egenüberſtehe 
und daß dahin gewirkt werden muß, daß ſie noch viel ſelbſtſtändiger mir 
gegenüberſtehe. Ich bin der Meinung, daß es meine Pflicht iſt, alles zu 
thun, um die verſchiedenen Richtungen und Ba pn innerhalb der 
Kirche zur gemeinſamen Arbeit für das Wohl und Wehe der Kirche zu ver⸗ 
einigen, die Kirche ſich in ihren Organen ſelbſtſtändig entwickeln zu laſſen 
und dieſe Entwickelung zu reſpectiren, das iſt Pflicht und nicht Schwäche. 
(Beifall rechts.) 5 

Abg. Rickert: Zur Löſung eines Mißverſtändniſſes zwiſchen dem Abg. 
Richter und dem Herrn Cnltusminiſtermuß ich zuerſt bemerken, daß der erſtere 
nicht die Abſicht hatte, dem Cultusminiſter den Plan zu enterſtellen, als ob 
er unter der Firma „Geiſtliche und Lehrer“ nur die Unterſtützung für die 
Geiſtlichen durchlootſen wollte. Denn in dem Etat iſt ganz ausdrücklich 
geſagt, daß der Betrag von 2 Millionen Mark in das Extraordinatium aufs 
aufgenommen iſt, um dem dringenden Bedürfniß einer Aufbeſſerung der 
Gerſtlichen zu genügen. Der Abg. Richter hat nur die Ueberſchrift dieſes 
Titels „Lehrer und Geiſtliche“ getadelt und empfohlen, ſie zu ändern, da es 
ſich hier thatſächlich nur um die Geistlichen handele. Was nun den Etat 
betrifft, ſo ſcheint mir doch der Abg. Richter die Tragweite der ins Leben 
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reußen feit geraumer Zeit überhaupt ins Werk geiebt 


die wichtigſten, die in 1 
f tſteuer und die 


ſind, die Aufhebung der Mahl⸗ und Schla 


Reform der 


Claſſenſteuer find io tief entſcheidende und das wirthſchaftliche Wohl des 


Volkes fördernde Maßregeln, daß ich glaube, wir haben keine Urſache, das 
Verdienſt des Herrn Finanzminiſters in dieſer Beziehung zu verkleinern. 
Ich freue mich namentlich, daß die Aufhebung der Mahl⸗ und Schlachtſtener 
ſich in Wirklichkeit leichter und ſchneller gemacht hat, als es regierungsſeitig 
angenommen wurde. Es wurde uns damals geſagt, ihre ſofortige ohligato⸗ 
riſche Aufhebung könne in einer Anzahl von Communen ohne Ruin des 
communalen Haushaltes unmöglich eingeführt werden. Und was haben die 
Thatſachen ergeben? Gerade die angeführten Communen: Berlin, Königs⸗ 
berg, Graudenz u. a. haben aus eigener Initiative die Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
ſteuer aufgehoben, und nur die geringe Zahl von etwa 6 Städten hat es 
vorgezogen, noch eiue Zeit lang, wie ich hoffe, nur für 3 Jahre dieſe Steuer 
zu behalten. Was die finanzielle Tragweite dieſer Reſormen betrifft, ſo 
erhellt dieſelbe deutlich aus einer Vergleichung der Iſteinnahme des Jahres 
1873 und der Etatspoſition des Jahres 1875. Die Claſſenſteuer, die Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer, ſowie die Chauſſeegelder haben im Jahre 1873 die Summe 
von 60 Millionen aufgebracht, die Neger und Kalenderſteuer 3,600,000 M., 
in Summa alſo 63,600,000 M. Ziehen wir hiervon die Verwaltungskoſten 
im Betrage von 1,890,000 M. ab, fo verbleibt eine Summe von 61,760 000 M. 
Rechnen Sie nun weiter diejenigen finanziellen Ausfälle, die die Reform 
der Gewerbeſteuer, alſo die anderweitige Regelung der Beſteuerung det 
Bäcker, Fleiſcher, Müller u. ſ. w. und die Reformen in der Stempelſteuer 
herbeigeführt haben, jo können Sie annehmen, daß die Einnahmen im Jahre 
1873 mindeſtens 63 Millionen Mark betragen haben. Demgegenüber ſteht 
im Jahre 1875 ein Etatsanſatz von 45 Millionen Mark in der Klaſſenſteuer 
und in dem Plus bei der klaſſificirten Einkommenſteuer in Folge der Auf 
hebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer. Es hat alſo thatſächlich ſeit 1873 
ein Steuererlaß von 18 Millionen Mark ſtattgefunden. Rechnen Sie ferner 


hinzu, daß die Regierung die Laſten des Landes doch auch damit er⸗ 


leichtert hat, daß fie dauernd auf jene 9 Millionen verzichtet hat, die fie den 
Provinzen überwieſen, ſo giebt das eine Entlaſtung des Staatshaushalts 
zu Gunſten des Landes und der Steuerzahler von 26 Millionen Mark ſeit 
1873. Dieſer Betrag iſt gewiß kein geringer zu nennen, er iſt eine Million 


höher als die Erſparniſſe im Etat der Staatsſchuldenverwaltung, die im | 


Ganzen auf 25 Millionen ſich belaufen. Welche Veränderungen überhaupt 
ſeit wenigen Jahren in unſerem Finanzweſen eingetreten ſind, das werden 
die folgenden Zahlen darthun: Seit dem Jahre 1870 ſind für den Juſtiz⸗ 
Etat 13 Millionen Mark mehr, für das Miniſterium des Innern 9 Millionen 
Mark mehr, für Handel und Gewerbe 11½ Millionen Mark, für das land» 
wirthſchaftliche Miniſterium 2% Millionen Mark mehr verwendet worden. 
Das Extraordinarium hat ſich ſeit 1870 im Handelsminiſterium von 5 auf 
25 Millionen Mark erböht, das Eiſenbahnextraordinarium von 2% auf 26 
Millionen, im landwirthſchaftlichen Miniſterium von noch nicht 4 Million 
auf 6% Millionen. Die erheblichſte Erhöhung hat der Cultusetat erfahren. 
Seit dem Jahre 1870 iſt er im Ordinarium von 18% Millionen auf 43 

Millionen geſtiegen. Für das Elementarſchulweſen wurden im Jahre 1870 
4 Millionen in den Etat aufgenommen; der gegenwärtige Etat weiſt die 
fach. 9 17 Millionen hierfür auf; er hat ſich alſo mehr als vervier⸗ 
acht. In dem 
Reſultat der Kla 


enſteuer in ihrer Veranlagung hervor. 


Gerade dies günſtige Reſultat ſollte aber die Regierung zu einer Reform 


der Klaſſenſteuer und zwar nicht ſowohl in den unteren Stufen, als nach 
oben bin veranlaſſen. Ich bin der Meinung, daß die Skala, der Procentſatz, 
nach welchem die Steuer erhoben werden ſoll, zu ſchnell ſteigt. Er fängt in 
der unterſten Stufe mit 0,56 an und die oberſte Stufe hat einen Procent⸗ 
ſatz von 2,52. Ein ſolcher Unterſchied iſt in keiner Weiſe gerechtfertigt, wo 
es ſich um Differenzen in dem Einkommen zwiſchen 200 Thlr. und 900 Thlr. 
handelt. Die meiſten Communen haben jetzt Zuſchläge zu den Staatsſteuern 
erhoben von 2—3 Procent und darüber, namentlich die kleineren. Bei uns 
im Oſten iſt 200 Procent etwas ſehr Gunſtiges. In der kleinen Stadt 
Straßburg wird 350 Procent Zuſchlag erhoben zur Klaſſen⸗ und klaſſificirten 
Einkommenſtener, in Königsberg 220, in Danzig desgleichen, in Elbing wohl 
noch mehr. Da nun der Sprung von der unterſten bis zur höchſten Stufe 
ein entſchieden zu ſchneller iſt, jo müſſen wir die günſtigen Reſultate der 
Veranlagung der Klaſſenſteuer dazu verwenden, um in den höheren Stufen 
eine allmälige Ermäßigung eintreten zu laſſen, eine Reform, unter deren 
Durchführung der Staatsſäckel keine Einbuße erleiden würde. ; 

Der Redner wendet ſich nunmehr dem oben mitgetheilten Antrage in 
Bezug auf die geſchaͤftliche Behandlung des Budgets zu und erinnert daran, 
wie viel Zeit die formelle Aufſtellung deſſelben in früheren Jahren gekoſtet 
habe und daß das Haus jetzt vor großen und dringenden Reformarbeiten im 
Gebiet der Verwaltung ſteht. Unſere Finanzlage faßt der Redner trotz des 
Druckes, der auf der Erwerbsthätigleit 5 | 
Allerdings werden in den nächſten Jahren extraordinäre Einnahmen nicht 
einzuſtellen ſein, aber es hat auch ſein Gutes, wenn wir uns wieder an 
normale Zustände gewöhnen und es fehlt auch nicht an ſichtbaren Keimen 
zukünftiger Ueberſchüſſe trotz der ſehr vorſichtigen Voranſchläge des Miniſters. 
Bei den Ausgaben der Betriebsverwaltungen iſt auf eine Ermäßigung und 
in dem rieſigen Anwachs der Ausgaben für die Eiſenbahnen iſt auf einen 
Stillſtand, ja auf eine Umkehr zu hoffen. Von 1870 —74 haben ſich die 
Ausgaben bei den Eiſenbahnen von 65 auf 122 Millionen, die Einnahmen 
von 106 auf 172 Millionen Mark erhöht. Die ausgeſprochene Hoffnung 
erſcheint alſo berechtigt. > 

Der Einfluß des Provinzial⸗Dotationsgeſetzes auf die geſammte Geſtaltun 
unſeres Etats iſt noch nicht zu überſehen. Es wird ſich bier ein Proceß voll⸗ 
ziehen, in welchem der Staat einen Theil der Laſten, die ihm jetzt obliegen, 
abwälzt, und zwar ſolche Laſten, die ihrer geſammten Natur nach wachſende 
ſind, und ich glaube nicht, daß in der Vorlage ein Weg enthalten iſt, der 
dahin führt, nun auch denen, denen er die Laſten auſhürdet, die wachſenden 
Einnahmen, welche der Staat gegenwärtig hat, um die nen zu decken, 
u überweiſen, insbeſondere die Gebäudeſteuer. Nach dem Geſetz von 1861 
Ton alle 15 Jahre eine Reviſion der Gebäwdeftener ſtattfinden. Ich glaube, 
man wird bei Berathung des Dotationsgeſetzes dafür ſorgen müſſen, daß 
die Ueberweiſung der Renten nun auch voll und mit Rückſicht auf die Zu⸗ 
nahme der Laſten bemeſſen wird. Auch in anderer Beziehung haben wir alle 
Urſache, unſere volle Aufmerſamkeit auf die nächſte Zukunft zu richten. Man 
bat ſeit Jahren in dieſem Hauſe und im Lande die Erwartung ausgeſprochen, 
daß mit der Organiſation und Reorganisation der Verwaltung eine Verein⸗ 
fachung des Geſchäftsgauges bei den Staatsbehörden und eine Verminderung 
des Beamtenperſonals eintreten würde. Wir warten darauf ſeit Jahren ver⸗ 
— 5 und auch die gegenwärtige That bietet darin keinen Troſt für die 

ukunft. Trotzdem mit der Abſchaffung des irrationellen Chauſſeegeldes und 
der Mahl: und Schlachtſteuer eine erhebliche Zabl von Beamten disponibel 
8 finde ich nun, daß im Etat pro 1875 eine Mehr⸗Veamtenzahl von 
5450 in Anſatz gebracht ſind, von denen allerdings 3800 Beamte auf die 
Eiſenbahnverwaltung kommen. Ich glaube, daß dieſer colaſſale Mehranſatz 
kaum hinreichend wird begründet werden können und daß wir in zukünftigen 
Etats eine ſtrengere Controle und Kritik werden üben müſſen, um io mehr, 
als die Gefahr vorliegt, daß, wenn jene Reorganiſation, die in den Motiven 
zur Provinzialordnung uns vorgeführt wird, Wirklichkeit geworden iſt, das 
Heer der Beamten nicht vermindert, ſondern noch um ein Erhebliches ber 
mehrt werden wird. (Hört!) Ich hoffe, daß es noch möglich ſein wird, 
durch die Berathungen dieſes Hauſes jene Inſtanz, von der wir immer ges 
glaubt haben, ſie würde eines ſeligen Todes ſterben, wenn die Provinzial⸗ 
ordnung durchgeführt iſt, namlich die Inſtanz der Bezirksregierungen, auch 
wirklich ad acta zu ſchreiben, und daß man ſich mit einem Organe in der 
Provinz behilſt, um die Geſchäfte des Landes zu führen (Beifall). Ich 
wiederhole noch einmal: die Finanzlage, welche uns unſer gegenwärtiger 
Etat bietet, iſt eine vollſtändig befriedigende und wir müſſen anerkennen, daß 
der Herr Finanzminiſter während der Zeit ſeiner Thätigkeit nicht blos die 
Mittel für die nothwendigen und nützlichen Ausgaben des Landes zur Dis⸗ 
poſition geſtellt hat, ſondern, daß er auch eine erhebliche Erleichterung in der 
Steuerlaſt hat eintreten laſſen. Wir können nur wünſchen und hoffen, daß 
er auf dem Wege der Steuerreform fortfahren wird, wobei er in vieſem 
Haufe eine bereitwillige Unterſtüzung finden wird. (Beifall.) 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Auch ich erkenne an, daß unſere finanzielle 
Lage ſich als eine erfreuliche darſtellt; aber gerade dieſer Umſtand muß uns 
überall da zur Vorſicht mahnen, wo es ſich in den Einnahmen oder Ansgar 
ben um das Mehr handelt. Eine ſolche Mehr⸗Einnahme in Höhe von drei 
Mill. Mark wird im Etat bei der Einkommenſteuer berechnet; ich nehme an, 
daß dieſelbe durch ordnungsmäßige Anlage und nicht durch eine zu ſcharfe 
Anſpannung der Steuerſchraube bewirkt iſt. Aber nachdem die Klaſſenſteuer 
contingentirt iſt, ſcheint es mir nach dieſem Ergebniß die höchſte Zeit zu 
ſein, auch die Einkommenſteuer zu contingentiren. Ehe dies nicht geſchieht, 
ift unſere Verfaſſung keine volle Wahrheit. Höchft auffallend iſt mir ferner 
die Mittheilung des Finanzministers geweſen, daß ca. 6½ Mill. in Preußen 
keine Klaſſenſtener zahlen. enn in der That ein ſo überraſchend geh 
Theil der Staatsbürger keine Steuern zahlt und zahlen kann, ſo muß i 
doch die wirthſchaftliche Lage, in der wir uns befinden, troß aller glänzenden 
Etatsaufſtellungen für eine äußerſt bedenkliche halten. Wir bewegen uns da 


Maden e Etat tritt beſonders das überraſchend günſtige 
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tet, als eine befriedigende auf. 
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auf einer ſchiefen Ebene, die bereits einigermaßen ſocialdemokratiſche Fern: 

ſichten bietet. Was den Gtat ſelbſt betrifft, fo conſtatire ich mit Genugthu⸗ 


ung, daß darin für die Zwecke der Landwirthſchaft jo erfreuliche Mebraus⸗ 
gaben angeſetzt find. Ich erkenne darin auch eine gewiſſe Garantie, daß 
das Landwirtbſchaftliche iniſterium erhalten bleibt. Es iſt dies eine drin⸗ 
gende Nothwendigkeit. zenn man uns Landwirthen zumuthen wollte, mit 
unſeren Intereſſen etwa bei dem Handels⸗ oder Gewerbe⸗Miniſterium unter⸗ 
zukriechen, fo würden wir dies nur mit dem böchſten Mißtrauen thun können 
und immer die Ueberzeugung haben, daß wir nur das Stiefkind der Familie 
ſind. (Sebr richtig! links.) Was die Vorwürfe des Abg. Richter gegen das 
ndesbeonomie⸗Collegium betrifft, fo bin ich in der eigenthümlichen Lage, 
ſowohl Mitglied dieſer Behörde als auch des Landwirthſchaftsrathes zu ſein, 
welcher letztere von dem Abg. Richter gelobt wurde. Ich muß es dem Mi⸗ 
niſter für die Landwirthſchaft überlaſſen, die Behörden, die zu ſeinem Reſ⸗ 
fort gehören, zu vertheidigen. Unter den Mehrausgaben des Etats figurirt 
auch eine dringend wünſchenswerthe für Chauſſeen. In meinem Heimath⸗ 
lande iſt der Zuſtand der Staatschauſſeen ein entſetzlicher. Die Staatschauſ⸗ 
ſeen gleichen bei uns einem put gefrorenen Brachacker und ich möchte einmal 
den Finanz⸗ und den Handelsminiſter einladen, eine Fahrt auf dieſen Chau⸗ 
een zu probiren, wenn ich dies nicht für ein Attentat auf ihr Leben und 
ihre Geſundheit halten müßte. (Heiterkeit.) 

80 habe 


Die Mehrausgabe für die Landgendarmerie billige ich durchaus. 
eine große Sympathie für unſere Gendarmen, trotzdem einmal ein Gendarm 
eine Parteiverſammlung von uns mit den bekannten Worten aufgelöſt hat: 
„Ueber Thema darf nicht geſprochen werden“. Im Etat des Cultus⸗ 
Minifteriums ſind für katholiſche und evangeliſche Geiſtliche Mehrausgaben 
angeſetzt. Dieſe ſind aber für die katholiſchen Geiſtlichen deshalb ganz illu⸗ 
ſoriſch und werthlos, weil hier die Regierung mit der einen Hand nimmt, 
was fie mit der anderen giebt. Möchte ihnen der Staat lieber die Sicher: 
u geben, daß fie nicht aus ihrer Heimat vertrieben, daß ſie nicht ihres 
eſammteinkommens beraubt würden, das würde wahrlich werthvoller fein, 
als dieſe Etatszulage. (Sehr richtig im Centrum.) Sodann erſcheinen 
weſentliche Mebrausgaben im Etat für den Ausfall der Stol⸗Gebühren, für 
Schulinſpectoren und für die Standesbeamten. Alle dieſe Ausgaben haben 
wir dem Culturkampf zu danken. Früher hieß es immer: Freiheit koſtet 
Geld; jetzt kann man ſagen: der Staatszwang koſtet Geld. Was die 500,000 
Mark für den Ausfall von Stolgebübren der evangeliſchen Geiſtlichen betrifft, 
ſo iſt es doch in der That eine ſtarke Zumutbung, daß wir, die katholiſchen 
Staatsbürger, aufkommen ſollen für die Verluste, die die evangeliſche Geiſt⸗ 
lichkeit hat, weil in Folge eines neuen Staatsgeſetzes die Leute ſich weniger 
trauen und taufen laſſen. Machen Sie das doch innerhalb Ihrer evangeli⸗ 
ſchen Kirche ab. (Sehr wahr! links!) 

Wir haben für unſere Geiſtlichen zu ſorgen und in einem Augenblicke, 
wo die Regierung ihre Hand auf das geſammte katholiſche Kirchenvermögen 
legt, iſt eine derartige Zumuthung wirklich auffallend, um es ſebr parla⸗ 
mentariſch zu in Die Ausgaben für die Standesbeamten bewegen mich, 
das dringende Erſuchen an die Staatsregierung zu ſtellen, daß ſie uns end⸗ 
lich einmal eine vollkommen klare Ueberſicht über die Communallaſten gebe, 
welche die preußiſchen Staatsbürger überhaupt zu tragen haben. Für die 
Elementarlebrer ſind 3 Millionen Mark mehr im Etat angeſetzt. Trotzdem 
wir nun von Jahr zu Jahr die Gehälter der Elementarlebrer verbeſſert haben, 
ſind die Schulamts⸗Candidaten fortwährend in der Abnahme begriffen. Das 
ſcheint mir weſentlich an der mangelhaften Leitung und Geſchicklichkeit der 
neuen Schulinſpectoren zu liegen, nachdem man die alten, guten Inſpectoren, 
die dem Staate gar nichts koſteten, entfernt bat. Es entſpricht ein ſolches 
Reſultat allerdings dem von dem Fürſten Bismarck öffentlich ausgeſprochenen 
Grundſatz, es ſei beſſer, daß gar kein Unterricht, als der, wie er ſich aus⸗ 
drückte, von „Ultramontanen“, ich würde ſagen „gläubig katholiſchen Chriſten“ 
ertheilt weide. 

Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenbeiten Dr. Friedenthal: 

er Abgeordnete Richter hat das Landes⸗Oeconomie⸗Collegium als eine In⸗ 
tereſſenvertretung dargeſtellt. Wäre das richtig, ſo wäre ich allerdings mit 
dm darin einverſtanden, daß es überflüſſig, ſogar ſchädlich wirke, und vom 
Etat zu verſchwinden habe. Das Banden cen olegun bat aber eine 

rchaus andere Aufgabe, nämlich die, eine Gentralftelle zum techniſchen Bei⸗ 
zath ves landwirthſchaftlichen Miniſters zu fein. Eines ſolchen techniſchen 

eirathes bedarf ein Miniſterium für die Landwirthſchaft in hohem Grade. 

enn andere Miniſterien, das Finanzminiſterium für die Forſten, das Han⸗ 
delsminiſtertum für 1 & und Bergbau einen ſolchen techniſchen Beirath 
in den zahlreichen ſachverſtändigen Beamten finden, welche die betreffende 

erwaltung führen, ſo würde Hole ein Beirath dem landwirtbſchaftlichen 
Miniſterim fehlen, wenn es ihn nicht in den Betheiligten, wie ſie ſich in den 
die Vereinen organiſirt haben, erhielte. In dieſer Richtung 
liegt die Aufgabe des Landes⸗Oeconomie⸗Collegiums, und ich werde mich be⸗ 
müßen, es in dieſer Richtung zu entwickeln; alsdann beffe ich, wird ſich er: 
weiſen, daß daſſelbe ſegensreich und förderlich für das Gedeihen der Land⸗ 
wirihſchaft und damit der Geſammtwirthſchaft des Landes zu wirken im 

tande iſt. Was ſodann die Ausführung des Abgeordneten Richter über die 
Decentraliſation im Gebiet des en abe Reſſorts betrifft, 5 wird 
er, wenn ihm das Dotationsgeſetz zugeht, bemerken, daß ein Theil feiner 
Wunſche ſchon in der Erfüllung begriffen it. Das Dotationsgefeg über: 
weiſt einen erheblichen Theil des Meliorationsfonds den Provinzen, und es 


wird bei der betreffenden Organisation ſich Gelegenheit bieten, eine richtige 


Grenze zu ziehen zwiſchen der in die Provinzen zu verlegenden Thätigkeit 
uf dem Nteilorations ebiet und derjenigen Initiative und über den provinziel⸗ 
en Bereich hinausgehenden Wirkſamkeit, welche in der Centralſtelle zu ver⸗ 
bleiben bat, indem den ſog. Ackerbauſchulen, welche die unterſte Stufe in 
dieſem Unterricht einnehmen, den Provinzen überwieſen werden. Ich behalte 
Mir vor, an geeigneter Stelle dasjenige Syſtem darzulegen, welches ich im 
age en für den landwirthſchaftlichen Unterricht als das maßgebende 


te. 

t Abg. v. Medell⸗Malchow: Ich werde mich auf einige kurze Bemer⸗ 
ungen beſchränken, die ich an einzelne Ausführungen des Abg. Richter 
50 ließen kann. Ich ſtimme mit demſelben in dem Wunſche überein, die 
de . der Reorganiſation unſeres Steuerſyſtems vor der Berathung 
unſerer Verwaltungsgeſetze kennen zu lernen, weil gerade der Grundbeſißz 
ei der jetzigen Art der Abgaben⸗Vertheilung außerordentlich hart herange⸗ 
Ice it, indem er lediglich nach der Ertragsfähigkeit des Bodens ohne Rück⸗ 
dt auf die Bm laſtenden Schulden beſteuert wird. Ich wünſchte daher 
mit der Verwa tungs⸗Reform die möglichſt gleichzeitige Vorlage eines Com⸗ 
munalſteuer⸗Geſetzes, das meines Erachtens den Weg der indirecten Steuern 
zu beſchreiten hätte. Eine weitere Bemerkung, die ich zu machen habe, iſt 
ch den Abg. Richter, dem ich ſouſt mit großem Intereſſe zugehört habe 
pft als Vorſitzender des Landwirthſchaftsraths zu beſonderem Danke ber» 
pflichtet bin, auf die Pommerſche Centralbahn probocirt, über deren 
immudung und Gründer man denken mag, wie man will, in der aber 
lt Merbin ebenſo, wie in der Nordbahn ein bedeutendes Nationalpermöͤgen 
29 t, ſo daß ich es faſt unbegreiflich finden würde, wenn die Regierung 
x nicht im Intereſſe der betreffenden Landestheile nutzbar machen wollte, 
halt Zuſtände in demſelben zu beſeitigen, die kaum noch aufrecht er: 
Ne en werden lönnen. — Der Abgeordnete Richter hat ferner jeden Anſpruch 
r Geiſtlichen auf eine Staatsdotation beſtritten, ich halte im Gegentheil 
ne angemeſſene Dotation derſelben, wenn auch nicht für eine rechtliche, ſo 
2 wenigſtens moraliſche Pflicht des Staats. 1 Poſitionen des 
7 beute zu bemängeln, habe auch ich keine Veranlaſſung, ich kann mir 
5 8 dor dem Schluſſe meines Vortrages einige Bemerkungen über unfere 
ern ſchaftliche Lage nicht erſparen. Dieſelbe iſt im Allgemeinen eine wenig 
b W wenn ich auch anerkennen muß, vaß die Landwirthſchaft bisher 

on der Calamität Wende: betroffen wird als Handel und Induſtrie. 
bri wird dem Grundbeſitzer ſogar jetzt leichter, feine Hypotheken unterzu⸗ 
en feit das Capital ſich von den Induſtriepapieren zurückzuziehen be⸗ 
8 Def en ze en werden wir die Einwirkung der ungünftigen Geldverhältniſſe 
ar os in kurzer Zeit ebenſo lebhaft verſpüren, es zeigt ſich das bereits 
an 95 bat in unverhältnißmäßigen Rückgang der Biebpreiſe Der Finanz⸗ 
miniſter hat im deulſchen Reichstage erklärt, es gäbe gegen die gegenwärtige 
Rettungsmittel, daß wir billiger produciren lernen, an⸗ 
ſparſamer, wirthſchaftlicher zu werden. Dieſer 15 kann 
befolgt werden, wie von der Landwirthſchaft, die 


. weſtlichen Induſtriebezirken ein größeres Abſatzgebiet geſchaffen 
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Vierteljahr binter uns, ohne einen Etat dafür gehabt zu haben. Formell 
find wir allerdings gedeckt, aber auf die Dauer kann dieſes Verhältniß nicht 
beſtehen bleiben, und ich möchte deshalb die Frage ſtellen, ob wir eine Ver⸗ 
legung des Finanzjabres zu erwarten haben, oder ob man wieder darauf 
verzichtet hat. Ich halte eine Trennung des Finanz⸗ und Kalenderjahres 
nicht für zweckmäßig, ſollte ſie aber nothwendig ſein, ſo werden wir wohl 
verlangen müſſen, daß jetzt darüber Beſchluß gefaßt werde. Im Reichstage 
berrſchte die Anſicht, die beſte Zeit für ſeinen Zuſammentritt ſeien die erſten 
Monate des Jahres, zu einem feſten Beſchluſſe darüber iſt man aber nicht 
gekommen, da aber der Reichstag, wie mit Sicherheit anzunehmen iſt, das 
nächſte Jahr wieder im Oetober einberufen werden wird, ſo dürften wir dann 
wieder einem etatloſen Vierteljahr entgegengehen. Ich wünſchte deshalb zu 
erfahren, wie die Regierung darüber denkt. Wir könnten den Etat vielleicht 
rechtzeitig fertig ſtellen, wenn wir pünktlich im October zuſammenkommen 
würden, und dann könnte der Reichstag immerhin im Frühjahr einberufen 
werden. Das Reich könnte, da es auf viel weniger complicirte Einnahmen 
angewieſen iſt, fein Finanzjahr ſehr wohl verlegen. Aber irgend wie müſſen 
wir der Verſaſſung gerecht werden und wenn wir uns bier ſelbſt zu einer 
Verlegung des Etatsjahres entſchließen müßten. 

Finanzminiſter Camphauſen: Der Vorredner irrt, wenn er annimmt, 
daß wir in dieſem Augenblick ohne geſetzlich feſtgeſtellten Etat regierten. 
Wir haben uns vom Landtag ausdrücklich die Ermächtigung geben laſſen, 
die Ausgaben bis zum 1. April 1875 leiſten zu laſſen durch ein Specialgeſetz. 
Die Frage für die Zukunft wäre beſſer im Reichstage als hier aufgeworfen, 
denn der Particularſtaat Preußen iſt in dieſer Beziehung abhängig von den 
Entſchließungen des Reiches. (Zuſtimmung.) Da nun der Reichshaushalt 
nur für 1875 feſtgeſtellt iſt, ſo muß der Reichstag vor dem 1. Januar 1876 
zuſammentreten, um den Etat für 1876 feſtzuſtellen und für Preußen wird 
kaum etwas Anderes übrig bleiben, als daß wir nochmals von der Güte der 
Landesvertretung uns eine ähnliche Ermächtigung für das 1. Quartal 1876 
erbitten, wie wir ſie für das 1. Quartal d. & erbüten mußten. Als Mit: 
glied der Regierung eines Particularſtaates würde ich ohne Bedenken aus⸗ 
ſprechen, daß ſofern das Reich das Etatsjahr zu verlegen und von April zu 
April zu normiren wünſcht, nichts entgegenſtünde, für den preußiſchen Etat 
dieſelbe Zeitperiode ein für allemal ſeſtzuſtellen, obſchon das mit manchen 
Schwierigkeiten verknüpft wäre. Aber abrathen würde ich davon, daß für 
das Reich eine andere Etatsperiode beliebt werde als für Preußen. Es 
würde dadurch der Ueberblick über alle Verhältniſſe unnöthig und ganz 
unzweckmäßig erſchwert. In der That ſind wir in den Ausgaben bis 
auf einen gewiſſen Grad don den Beſchlüſſen des Reichstages abhängig 
und müſſen im Voraus die Anforderungen des Reiches an den preußiſchen 
Staatshaushalt überblicken können. Die letzte Berathung des Reichshaus⸗ 
balts hat dies eclatant gezeigt. Denn noch im Frühjahr v. J. dachte man 
daran, die Mehrausgabe für die Heeresverwaltung durch Erhöhung der Ma⸗ 
trikularbeiträge zu beſchaffen und noch in letzter Stunde wurde ein anderer 
Weg eingeſchlagen. Die Annahme des Reichs⸗Etatjahres würde uns keine 
beſonderen Schwierigkeiten machen. Denn trotz aller Bemühungen, den 
preußiſchen Etat vor Beginn des neuen Jahres zum Geſetz werden zu laſſen 
und ihn dem Haufe ſofort bei feinem Zufammentreten vorzulegen, iſt der 
erſtere Zweck nur ein oder zwei Mal während meiner Verwalkung erreicht 
worden. Wie ſchwierig das für meine Collegen iſt, hat ihnen erſt heute der 
Herr Cultusminiſter gejagt. 

Im Uebrigen kann ich dem Hauſe nur danken für die wohlwollende Beur⸗ 
theilung der Eiatsvorlage im Ganzen und Großen. An Ausſtellungen im 
Einzelnen wird es ja niemals fehlen, denn das wäre ja ein merkwürdiger 
Zuſtand, wenn alle Wünſche ſich auf daſſelbe Ziel richteten. Zwar ſcheinen 
ſich Alle auf ein Ziel vereinigt zu haben, auf eine Steuerreform, aber die 
Einigkeit verſchwindet ſofort, wenn jeder ſagt, was er darunter verſteht. Herr 
v. Wedell wünſcht das Syſtem der indirecten Steuern auszubilden, wovon 
Herr Richter gewiß abralhen würde. Vergegenwärtigen muß man ſich aber, 
daß die von den verſchiedenſten Parteien gewünſchte Uebertragung gewiſſer 
Steuern auf die Provinzialverbände durch die Vorlage der Staatsregierung 
im Grunde genommen ſeine Erledigung gefunden hat. Wäre es für den 
Finanz Miniſter nicht völlig gleichgültig, wenn man den Provinzen ſtatt 
einer Rente von mehr als 9% Millionen Thaler eine Steuerquote über: 
wieſe? Jene Rente beträgt ſchon mehr als die Hälfte der Grund⸗ und Ge⸗ 
baudeſteuer, der Staat hatte alſo eben jo gut dieſe Steuern mit den Pro: 
vinzen theilen können. Aber wir find auf vieſen Weg nicht gegangen, weil 
dann eine ganz andere Vertheilung der Leiſtungen auf die Provinzen hätte 
fegen müſſen, als jetzt der au iſt. N 

ir würden gerade einzelne Provinzen, die an Grund⸗ und Gebäudeſteuer 
relativ ſehr wenig aufbringen, die aber für die Zwecke, die die Provinzial; 
verbände übernebmen ſollen, mindeſtens ebenſo große Leiſtungen in Anſpruch 
nebmen werden als die anderen Provinzen, die würden wir ganz anders be⸗ 
dacht haben. Auch den Städten gegenüber würden Schwierigkeiten einge⸗ 
treten ſein; denn der Erlaß der Gebäudeſteuer hat für das platte Land rela⸗ 
tiv einen ſehr geringen, für die Städte aber den größten Werth. 

Die Staatsregierung gebt nun zwar auf dem eingeſchlagenen. Wege der 
Umgeſtaltung unſerer Steuerverhältniſſe weiter fort, aber ſie kann unmöglich 
fort und fort neue Ausgaben vorſchlagen und dabei ohne Weiteres auf alte 
Einnahmen verzichten. Die Reform des Bankweſens wird einen nicht un⸗ 
anſehnlichen Ausfall in unſeren Einnahmen herbeiführen, und überhaupt 
ſind die Einnahmen für 1875 nicht allzu niedrig und allzu ängſtlich veran⸗ 
ſchlagt worden, wie mir ein Redner vorwarf. Hätte ich die Rolle zu über⸗ 
nehmen, den Etat anzugreifen, ſo würde ich es vielleicht fertig bringen, ein⸗ 
zelne Voranſchläge einer Kritik im entgegengeſetzten Sinne zu unterwerfen. 
(Heiterkeit.) Ich kam heute eigentlich mit der Erwartung in das Haus, man 
würde mir vorwerfen, die Einnahmen der Eiſenbahnen ſeien zu hoch ver⸗ 
anſchlagt und Herr Richter der ſich mit den Finanzverhältniſſen ſo genau be⸗ 
faßt, würde den hohen Ueberſchuß aus den Bergwerken für eine Illuſion er⸗ 
klären. Statt deſſen iſt er ihm um 8 Millionen Mark zu niedrig ber: 
anſchlagt. ane , g 

Ich für meinen Theil werde ſehr froh ſein, wenn nur der veranſchlagte 
Ueberſchuß ſich thatſächlich herausſtellt. Denn im Januar 1874 hatten wir 
bei unſeren Saarbrücker Bergwerken noch beinahe die höchſten Preiſe, die 
wir im Jahre 1873 überhaupt kannten, und im erſten Semeſter überhaupt 
noch ſehr anſehnliche Preiſe, während der Beſtand der beutigen Conjunctur 
ſehr zweifelhaft. Ihre ſtrenge Kritik wird finden, daß wir weder die Ein: 
nabmen unterſchätzt haben, noch mit den Ausgaben ſparſamer waren, als 
es das Intereſſe des Landes erfordert. (Beifall.) 

Abg. v. Benda: Ich will mich nicht auf eine Kritik der Voranſchläge 
dieſes Etats einlaſſen, was ich für ein äußert bedenkliches Unternehmen 
halte; auch bezweifle ich, ob dem Finauzminiſter die Verwendung der 
anfänglich für die Matrikularbeiträge beſtimmten Gelder ſo leicht geworden 
iſt, wie der Abg. Richter annimmt. Ich verbleibe dabei, daß wir dafür auf 
dem Etat von 1876 um fo höhere Matrikularumlagen haben werden. Mit 
dem Abg. Richter bin ich darin einperſtanden, daß ein Fortſchreiten auf dem 
jetzt betretenen Wege des Staatsbahnbaues unſere ganze Finanzverwaltung 
gefährden muß. Doch gehe ich nicht jo weit, wie er, daß nun mit dem Bau 
von Staatsbahnen ganz innegehalten werden müßte. Der Pommerſchen 
Centralbahn und der Nordbahn gegenüber verhalte ich mich gleichfalls nicht 
ſo unbedingt abweiſend, wie Herr Richter; ich glaube, wir werden ab⸗ 
zuwarten hahen, was für Vorlagen in dieſer Beziehung an uns heran⸗ 
treten werden. Vor Allem wird es darauf ankommen, das Ver⸗ 
trauen der Privatinduſtrie zum Eiſenbahnbau wieder zu wecken, was 
ohne eine Regelung der Tariffrage nicht möglich ſein wird. — Vor 
6 bis 8 Monaten bätte ich nichts darin gefunden, die Frage über das Fort⸗ 
beſtehen oder den Wegfall des landwirtbſchaſtlichen Miniſteriums zu discu⸗ 
tiren, heute nach feiner endlichen Beſ 15 halte ich es nicht für angebracht. 
Laſſen wir den Miniſter vorläufig ſeine Reſte aufarbeiten, mit denen er ja 
einige Jahre zu thun haben wird, und warten wir ab, was dann zu ihun 
ſein wird. Dagegen ſtimme ich dem Abg. Richter darin bei, daß es gut ge⸗ 
weſen wäre, wenn man mit dem Landes⸗Oekonomie⸗Collegium aufgeräumt 
hätte, denn ein techniſcher Beirath, der aus 69 Perſonen beitebt, iſt 
ein Widerſpruch in ſich ſelbſt. kur ungern und bernd wende ich 
mich zu der Frage über die Entſchädigung der Geiſtlichen. Es iſt zus 
nächſt irrig, wenn der Abg. Richter behauptet, daß die Synoden ſich ganz 
ausnahmslos dahin ausgeſprochen hätten, der Staat allein hätte für den 
den Geiſtlichen erwachſenen Ausfall aufzukommen. In der Synode, welcher. 
ich angehörte, hat man dafür ein Zuſammenwirken don Staat und Gemein: 
den mit Einſtimmigleit verlangt. Auch anmaßende Aeußerungen, von denen 
2 Richter geſprochen, habe ich nicht vernommen. Daß die Anfänge einer 

econſtruction der evangeliſchen Kirche nicht allerſeits befriedigen werden, 
war zu erwarten, laſſen wir aber dem Werke ſeinen Lauf, daſſelbe wird durch 
Zurückhaltung — auch in Verdächtigungen — am beſten gefördert. 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Unter Vorbehalt weiterer Ausführungen 
bei jpäteren Gelegenheiten beſchränke ich mich auf die Beantwortung der 
Just ob der Staat den Eisenbahnbau aufzugeben oder fortzuſetzen habe. 

ie heutige Discuſſion trägt in dieſer Beziehung den einſeitigen Charakter 
einer Budgetdebatte. Die Eiſenbahnen haben aber nicht nur einen ſinan⸗ 
iellen Charakter. Was wäre Preußen, was wären die heutigen Cultur⸗ 
Kocien; wenn dieſe Verkehrsadern nicht mit gewaltigen Opfern ins Leben 


* 


wir ſelbſt vor dem erſten April damit fertig werden, fo haben lr bereits ein] gerufen 


worden weren? Sind dieſe Ausgaben wirklich der Grundmeſſer 
des Nutzens der Eiſenbahnen? Wo wären die Steuerkräfte Preußens, wenn 
jene Verkehrsadern nicht in der Vergangenheit geſchaffen wären. Ni 


liegt mir ferner, als beim Eiſenbahnbau die finanzielle Seite der Sache außer 5 
Acht laſſen, indeß will es auf mich den Eindruck machen, als ob die allge⸗ 


meine Calamität auf die Beurtheilung der hier vorliegenden Verhältniſſe 
mit einwirkt. So wenig wie in Seiten allgemeinen Aufftrebeng die Re⸗ 
gierung ſich zu übereilten Schritten drängen laſſen darf, fo wird es noch 
weniger zu billigen ſein, daß in den Zeiten des Rückganges und 
des Darniederliegens man ſich lediglich beherrſchen laſſe von dieſem 
Gefühl und nunmehr die Waffen ins Korn wirft, um dasjenige 
aufzugeben, was man vordem für gut und zweckmäßig hielt. Nein! 


Gerade in dieſen Tagen bedarf es des Muthes, der energiſchen Thür 
tigkeit und des Weiterſtrebens! Wenn ich mich auf dieſen Standpunkt 


ſtelle, ſo glaube ich, darf die Frage, ob wir mit den Staatseiſenbahnbau 
fortzufahren haben, in der That nicht von jenem einſeitigen Geſichtspunkte 
eines der Herren Vorredner entſchieden werden. Wollte ich auf die 
Stimmen im Lande verweiſen, ſo müßte ich faſt zu dem umgekehrten Re⸗ 


ſultate, wie dieſer Vorreder, gelangen. Leider leben wir heut in einer Zeit, wo 


die Lage der Privatunternehmungen auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens 
eine ſehr gedrückte iſt. 
ie 


weſentlichen Anforderungen zu neuen Bahnen an die Landesregierung 1 
0 


mannigfache Complicationen ein, daß es nicht zu vermeiden iſt, daß in ein⸗ 


zelnen Fällen Anträge zur Ausführung neuer Unternehmen an die Landes⸗ 
vertretung herantreten. N 

ch gehöre ferner nicht zu denen, welche eine Vermehrung des Beamten⸗ 
perſonals anſtreben; ich wünſche dringend, daß eine beträchtliche Berminde⸗ 
rung des Beamtenperſonals ſich ermöglichen ließe. Wenn trotzdem im Eiſen⸗ 


bahnetat eine Vermehrung der etatsmäßigen Beamten um etwa 400% vor⸗ 


W iſt, ſo werden Sie bei näherer Betrachtung erkennen, daß das 
ros dieſer Stellen auf Bahnwärter, Weichenſteller, 

ähnliche Beamtenklaſſen fällt. Dieſe Vermehrungen ſind weſentlich auf die 
Beſchlüſſe dieſes Hauſes zurückzuführen und ich habe es mir zur Pflicht ge⸗ 
macht, denſelben Folge zu geben. Wenn in Gerichtsverhandlungen über 


einen ſtattgehabten Eiſenbahnunfall freigeſprochen wird, fo wird als Urſache ö 


des freiſprechenden Urtheils geſagt, der Weichenſteller N. N. habe eine zu 
lange tägliche Dienſtzeit gehabt. 0 f 
Das Abgeordnetenhaus batte dies in verſchiedenen Fällen in der Com⸗ 

miſſion ſowohl wie im Plenum gerügt. In Folge davon ſind die Eiſen⸗ 

bahnen zu einer beträchtlichen Vermehrung ihres Beamtenperſonals geſchritten. 

Die polizeilichen Vorſchriften auf Grund von Beſchwerden des Publikums 
haben ſehr häufig zu demſelben Reſultate gezwungen. Es ſind das oe 

wendigleiten, die ſich nicht vermeiden laſſen. Was die Tariffragebetrifft, ſo 
babe ich bereits am 11. Juli 1874, als es ſich um 9 85 ia der Bundes⸗ 

rathsbeſchlüſſe handelte, die Eiſenbahnen ausdrücklich darauf hingewieſen, daß ſie 


von der Tariferböhung nur ſoweit Gebrauch machen ſollten, als ſie dieſelbe unter 


Beobachtung der Intereſſen des Handels undder Induſtrie fürnothwendig erachteten. 


Dieſen Standpunkt nehme ich auch heute noch ein und gedenke ihn feſtzu⸗ 


halten. Ich bin allerdings der Ueberzeugung, daß die Eiſenbabnen, wie 
augenblicklich ſich die Ver rifer 

entbehren können. Ich glaube ferner, daß eine künſtliche Einwirkung auf die 
Geſtaltung des Tarifweſens nicht zum Ziele führte (ſehr richtig!) ſondern daß 
weſentlich die Entwickelung von unten herauf angemeſſene Reſultate hervor⸗ 
bringen muß. Sobald wir allein den Weg des Decretes betreten, werden 
wir erleben, daß das, was heute verwirrt iſt, noch verwirrter fi ge 
Ich boffe, daß die Enquete, welche der Reichstag beſchloſſen, zu dem Reſultate 
fübren wird, daß man ſich überzeugt, wie durch künſtliche Mittel auf dem 
vorliegenden Gebiete nicht zu helfen ſei. i 
daß das hohe Haus auch fernerhin dem Handel und der Induſtrie ſeinen 
Schutz und feine Hülfe angedeihen laſſen und nicht vergeſſen wird, daß es 
ſich auf dem Gebiete des Handels und des Verkehrs nicht ledig⸗ 


lich um financielle Staats⸗Intereſſen handelt, daß aber au 


financiellen Intereſſen am meiſten durch die Hebung der Präſtationsfähigkeit 


des Landes geſchützt werden, wenn alſo Regierung und Volksvertretung ins⸗ 
beſondere auch ein wachſames Auge auf die Entwickelung und Geſtaltung 
der Verkehrsadern des Landes richten. In dieſem Sinne, 90 

Haus auch in Zukunft feine Stellung nehmen. ; \ TR 

Die Debatte wird hierauf geſchloſſen. Es folgt eine Reihe perſönlicher 
Bemerkungen, in welchem u. A. Abg. Richter (Hager) ſich gegen verſchie⸗ 
dene mißverſtändliche Auffaſſungen ſeiner Rede verwahrt, und 
einer Replik bezüglich ſeiner ſynodalen Thätigkeit veranlaßt. 0 j 

Der Antrag Lasker über die formelle Behandlung des Etats wird mit 
großer Mehrheit angenommen. Damit iſt die Tagesordnung erſchöpft. Na 
dem noch Abg. v. Czarlinski ſich beſchwert, daß die polniſche Fraktion zu 
den Beſprechungen des „Seniorenconvents“ über die Commiſſionswahlen nicht 
eingeladen worden, ſchließt die Sitzung um 3% Uhr. 

Nächſte Sitzung: Freitag 11 Uhr. (Dritte Leſungen, erſte Berathung 
des Geſetzes über die Bebauung von Straßen und Plätzen in Städten und 
ländlichen Ortſchaften, Geſetz über den ſtandesherrlichen Rechtszuſtand des 
Herzogs von Aremberg.) 


Kiel, 4. Febr. [Verkehrsſtörung.] Die ſchwediſche Poſt vom 
1. d. M. iſt heute eingegangen, die Poſt vom 2. fehlt dagegen noch. 
Wie aus Kopenhagen telegraphirt wird, iſt die Beförderung des ſchwe⸗ 
diſchen Nachtzuges der Witterungsverhältniſſe wegen bis auf Weiteres 


eingeſtellt. Durch dieſe Unterbrechung wird eine Verſpätung der Poſten 


aus Stockholm um je einen Tag herbeigeführt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff s Telegr.⸗Bureau.) a 
Paris, 4. Februar. Nach aus carliſtiſcher Duelle kommenden 
telegraphiſchen Meldungen hat zwiſchen den Carliſten und den könig⸗ 
lichen Truppen geſtern Morgen ein Gefecht bei San Criſtobal ſtattge⸗ 
funden, in welchem die Carliſten ſich den Sieg zuſchreiben. Sie be⸗ 
haupten, die königlichen Truppen aus ihren Stellungen geworfen, zwei 
Kanonen erbeutet und auch Gefangene gemacht zu haben. Ebenſo 
wollen fie an demſelben Tage bei einem Gefechte in Guypuzcoa Sieger 
geweſen fein. — Die frühere Königin Iſabella hat dagegen eine De⸗ 
peſche aus Orteiza vom geſtrigen Tage erhalten, wonach die königlichen 
Truppen einen Angriff der Carliſten auf San Criſtobal ſiegreich abge⸗ 
ſchlagen haben. König Alfons hatte dem Gefechte beigewohnt. 
Verſailles, 4. Februar. Die Nationalverſammlung berieth die 


Vorlage, betreffend die Freigebung der Fabrikation von Pulver und 1 


Dynamit an Privatperſonen. Der Finanzminiſter ſprach dagegen. 
Die Weiterberathung erfolgt morgen. h 

Madrid, 4. Februar. Loma beſetzte Zumaya und gewann bie 
Straße nach Ceſtong. 
Ceſtona. Von Otetza wird heute früh gemeldet, daß die Truppen 
eine große Anzahl carliſtiſcher Verſchanzungen ohne großen Widerſtand 
nahmen. Die Carliſten werden meiſt durch die ſtrategiſchen Bewe⸗ 
gungen der Truppen genoͤthigt, ihre Stellungen aufzugeben. 

Nom, 4. Februar. Der Papſt hat heute in Begleitung mehrerer 


Cardinäle und Prälaten die neuen Arbeiten in der Baſillea den 


St. Peterskirche, die er ſeit dem 20. September 1870 nicht beſichtigt 
hatte, in Augenſchein genommen. Die Kirchenthüren waren, ſo lange 
der Papſt in der Baſilica verweilte, geſperrt. 

Brüſſel, 4. Febr. Die Feier der Vermählung des Prinzen von 
Sachſen⸗Koburg⸗Cohary mit der Prinzeſſin Louiſe hat heute Vormittag 
ſtattgefunden. Bei dem Civilact vor dem Bürgermeiſter von Brüſſel, 
Anspach, fungirten der Senatspräſident Fürſt von Ligne, der Präſident 
der Deputirtenkammer Thibaut, der Miniſterpräſident Malou und der 


.. 


Die Stimmen mehren ſich, die geradezu verlangen, der Staat möge die BR 
Privateiſenbahnen insgeſammt übernehmen, um jo ein einheitliches Verkehrs⸗ 


ofomotivführer und 


ältniſſe geſtaltet haben, einer Tariferhöhung nicht 


Unter ſolchen Umſtänden hoffe ich, 
die 
fie ich, wird das 


tiquel zu 
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Wechsel-Course. 

Amsterdam I00 Fl. 8 T. 3½ 174,40 bz 
do. do. 2 M. 3½ 173,40 bz 
Augsburg 100 Fl.] 2 M. 4 170, 10 @ 

Frankf. a. M. 160 Fl.] 2 M. 4 
Leipzig 100 Thlr.] 8 T. 4½ — — 

London 1 Lat. 3 M. 3 

Paris 100 Fres, 8 T. 4 
Petersburgl00sR.| 3 M. 46 ½ 279,80 ba 
Warschau 1008 R.] 8 T. 5½ 282.50 bz 
Wien 100 Fl.. 8 T. 4½% 182.80 bz 
do. do. 2M. 4½ 181,65 bz 


Fonds- und Geld-Course. 
Freiw. Staats- Anleihe 4½ — — 
Staats-Anl. 4½ %ige 4 — — 

do. «onsolid. 4½ 106,75 bz 
do, %ige. 4 | 99,40 bz 
Staats-Schuldscheine. . 3½ 91,25 bz 


Berliner Stadt-Oblig. 4% 102,50 bz 
N (Berliner 165 
8) Pommerscho 34 87,75 0 
Posensche „.... 4 | 95 bz 
Schlesische 3½ 85,75 & 
3% Kur- u. Neumärk..4 | 95 B 
S Pommersche. 497.25 bz 
5 Posens che 4 96,50 ba 
8 Preussis che 4 
2 ] Westfäl. u. Rhein. 4 
5 Sächsische ..... 4 
Schlesische . 4 | 96,60 bz 
Badische Präm.-Anl. 4 B 


Oöln-Mind.Prämiensch. 3½ 108 bz& 


Kurh. 40 Thir.-Loose 229,50 B 

a Badische 35 Fl.-Loose 124.60 bzG 
Braunschw. Präm.-Anleihe 73.40 bz 

Oldenburger Loose 128 bzB 


Bover. 20,45 8 


Dollars 4,19 U 


Hypotheken-Certificate. 


Pfb. d. Pr. Hyp.-B/41,1100,50 bz 
Deutsche Hyp.-Bk,-Ptbj4 1 95,75 8 
Kündbr. Cent.-Bod. Cr. 4½ 102,20 bz 
Unkünd, do. (1872) 102,70 bz 

do. rückbz. à 11 

do. do. do. 
Unk. H. d. Pr. Bd. Ord.-B. 
3 do. III. Em. do.j5 101 bz 


“Hyp.Anth. Nord-G.-C. B. 5 [101,50 bz 
. - Pomm, Hypoth.-Briefeſs 104,25 bz 
Soth. Präm.-Pf. I. Em. s 107 B 


. 5 0 a 
Meininger Präm.-Pfd.4 |101,50 bzB 
SGiest. Silberpfandbr. .ö'| 67,75 G 
8 do. Hyp.Crd.Pfndbr.)5 68 B 

2 Pfdb. d. Oest Bd.-Or.-Ge. 5 88 G 

5 do. do. 

Südd. Bod.-Ored.-Pfdb. 


Ausländische Fonds. 


do, Papierrente . . 4½ 64.50 ba 
do. Sder Präm.-Anl. 4 109,25 6. 
do, Lott.-Anl. v. 605 111,60 bz& 
do. Credit-Loose . . — 343,50 B 
do. 64er Loose. . . — 297,80 bz 
Buss. Präm.-Anl. v. 64/5 67.75 B 
do. do. 18665 167,75 B 
do. Bod.-Cred,-Pfdb. . 5 91,40 bzB 
uss.-Pol. Schatz -Ob1.!4 88,25 bz 
- Poln. Pfandbr. III. Em. 4 | 82,75 6 
Dol. Liquid.-Pfandbr.|4 | 69,90 bn 


Auerzk. 0% Anl. p. 1882 | 97,80 etbzG 


2 do. do, p. 1885/6 102,40 ba 
3 do. 6% Ahleihe. .|5 | 98,90 ba 
Französische Rente. . 101,0 @ 


BEE 


£ Ital. neue 5% Anleihe) | 69,25 bs 
Ital. Tabak-Oblig.. . 46 | 99,25 bz& 
Kaab- Grazer 100 Thlr.L.I4 | 83 bz 
Rumänische Anleihe 8 105,30 @ 
Türkische Anleihe . 5 | 42 bz 
Ung. 5% 8t.-Eisenb.-Anl. 5 | 73,25 bd 
Schwedische 10 Thlr.-Loese — — 
Finnische 10 Thlr.-Loose 38,10 bz 
Türken-Loose 96,75 bzB 


IR 


Eisenbahn-Prioritäts-Actien, 
Berg-Märk. Serie II.. .414, 99,50 @ 
do, III. v. St.3½ g. 3½ 83,75 bad 
do. do. VI. 4½ 98,50 bd 
do, Hess. Nordbahnſs 103,50 bz 
Berlin-Görlita . 45 104.8 


0. 47 
Broslau-Freib. Litt. D. 4½ — — 
do. 


% 
ne do, . 

> Oöln-Alinden . IIIA“ 93. 8 

5 do, 9 . 0,04½ 100 & 

a do. 222. Tv. ”| 93,50 B 


do, u... 
Halle-Sorau-Guben . 5 98 B 
Hannover -Altenbekena½% — — 
Märkisch-Posener ...j5 102 G 
N.-M, Staatsb. I. Ser.]4 | 97,50°G 
do, do. IH.Ser.|4 | 95,756 
do, do„ObLLu.IL]4 | 98 B 


Oberschles. 4. ẽꝛ 444 — — 

5 e, B. Qõ. 43 — — 

: do. G66. 4 93 B 
do. D. 4 93 B 

x do. E. . 3 84.80 B 

N do. EE. 4½% 101 bzB 
do. G. 4½ 99,50 bzB 

4 do. 1. 4½% 100,80 bzB 
4e % 108,28 

a 40, von 1823,..4 |— — 

N 40. von 1874. 14 98,40 bz 

| > do. Brieg-Neisse , 165 98,30 bed 

N do. Cosel-Oderb. —— 

do. do, ö 103,75 B 

4 Ao., Stargard-Posen. 4 — — 

0 do, do. Em. 4½ 99 & 


* do. do. III. Ein. 4 ½ 99 8 
\ do. Karschl. Zweb.\3%| — — 


* Ostpreuss. Südbahn . % | —. — 
Rechto-Oder-Ufer-B. % 103,25 bz& 
SgSchlesw. Eisenbahn 4% 99 0 
Chemnitz Komotau . | 6250 B 
Dusx-Bodenbach . % | 82 B 
” do, II. Emission. .5 70 B 
> Prag-Dux „vr. . kr. 35,50 8 


Prag-Dux 
3 Gal. Carl-Ludw.-Balm. 5 | 93,70 bz 


: 8 
Kaschau- Oderberg. 
5 Ung. Nordostbahn . . % | 65,59 bzB 


Dug. Ostbahn. . . . «5 | 60,15 bz 
Lemberg- Czernowitz . | 1 ba 

2 do. do. II. s | 78,60 8 
do, dae. IIIO | 71,50 ban 
Mährische Grenzbahn. 66, 8 


Mähr-Schl. Centralbahnf fr.] 29 G 
. neuelfr, | 39,50 8 
Kronpr. Rudolph-Hahnſe | 84,90 bz 
ı Oesters.-Französische 3 329,50 ‚bzG 
do, do. neuel3 318 bz 
N do, südl, Staatsbahnſs 247,60 brB 
5 do. neue 3 1248,50 bzB 
r do, Obligationen .|ö 
Worschau-Wien II. . 5 100 B 
do. III. . 45 | 98,60 da 
do. IV. . 4 | 97,75 ba 


Bank-Discont 4 pCt. 
Lombard-Zinzfuss 5 pCt, 


DT ä U—d — — 


Präm,-Anleihe v. 18653 ½ 136,10 bz@ 
101.20 bz 


Baierische 4% Anleihe 4 121,25 bad 


Louisd. — — d. — |Fremd.Bkn. 99,80 bz 
Ducaten 9,58 B Oest, Bkn. 183,20 bz 
do. Silbrgld. 192,50 8 
Napoleons 16,31 G [do. ½-Guld. 191,50 G 
“Imperials 16,75 G |Russ.Bkn, 283,10 bz 


* n Obl. 5 102,8 bd 
"Unkb. 


'  Kündb.Hyp.-Schuld.do.l5 | 99,90 bzB 


Ooest. Silberrente. . . „41/5; 69,50-40 4˙ 


do. neuelö 91,90 etbzB 


Brüſſel, 4. Febr. Die Nationalbank hat den Discont von 4 auf 3 pCt. 


Berliner Börse vom 4. Februar 1875. 


Eisenbahn - Stamm - Actien. 
1873 


Divid. pro 
Aachen -Mastricht, 
Berg.-Märkische „ 
Ber in-Anhalt,.. 

do, Dresden 
Berlin-Görlitz .. 
Berlin-Hamburz. , 
Berl. Nordbahn. 
Berl.-Postd.-Magd. 
Berlin-Stettin. . 
Böhm. Westbahn. 
Breslau-Freib, .. 


- 


= 


— 


do. neue 
Cöln-Minden 
do. neue 
Cuxhav. Eisenb. . 
Dux-Bodenbach B 
Gal. Carl-Ludw.-B. 
Halle -Sorau-Gub. 
Hannover-Altenb. 
Kaschau-Oderbrg. 
Kronpr.Rudolphb, 
Ludwigsh,-Bexb. . 
Märk.-Posener .. 
Magdeb, -Halberst, 
Magdeb.-Leipzig. 
do. Lit. B. 
Mainz-Ludwigsh, . 
Niederschl, -Märk, 
Oberschl. A. C. D. 
do. B. 


Seren OAS A 


do. neue. 
Oester.-Fr.-St.-B. 
Oest. Nordwestb. 
Oester,güdl.St.-B, . 
Ostpreuss. Südb. 
Rechte O.-U.-Bahn 
Reichenberg-Pard 
Rheinische 
Rhein-Nahe-Bahn 
Rumän. Eisenbahn 
Schweiz Westbahn 
Stargard-Posener. 


Berlin-Görlitzer. . 
Berlin. Nordbahn! 5 
Breslau Warschäu 
Halle-Sorau -Gub, 
Hannover -Altenb, 
Kohlfurt-Falkenb, 
Märkisch -Posener 
Magdeb.-Halberst. 

do. Lit. C. 
Ostpr. Südbahn. 
Pomm, Centralb, , 
Rechte O.-U.-Bahn 
Rum. (40% Einz.) 8 
Saal-Bahnn 5 


22S 


AngloDentscheBk, 0 
Allg. Deut. Hand.-GI 0 
Berl. Bankverein. 5 
Berl. Kassen- Ver. 29 
Berl. Handels-Ges.] 61 
Berl. Prod.-Makl.B[12 
do,Prod.-u.Hdis.B.| 3 
Braunsehw, Bank 


do. Hand.u.-Entrp, 
Bresl. Maklerbank 
Bresl. Mkl.-Ver.-B. 
Bresl. Wechslerb. 
Centralb. f. Ind. u. 

Hand. 
Coburg, Cred,-Bk. 
Danziger Priv.-Bk. 
Darmst. Oreditbk.]! 


Darmst. Zettelbk.| 78/10 


Deutsche Bank. 4 
do. Hyp.-B. Berlin] 5 
Deutsche Unionsb,| 1 
Disc.-Com.- A. 414 
Genossensch.-Bk.] 3 

do. junge] 3 
Gwb.Schusteru.C.] 0 
Goth.Grundcred.B] 8 


Hamb. Vereins-B. 105% 
Hannov. Bank 96 


do. Dise.-Bk. 
Hessische Bank .| 0 
Königsb, do. [0 
Lndw.B. Kwileckil 0 
Leip. Ored.-Anst.] 9 
Luxemburg. Bank ei 
Magdeburger do, 
Meininger do. 5 
Moldauer Lds.-Bk. ] 5 


Nordd. Grunder. B. 
Oberlausitzer Bk. 


Nordd. Bank Ink 
4 
* 


7 
0 
Oest. Cred.-Actien] 5 
Ostdeutsche Bank| 4 
Ostd. Product.-Bk.| 0 
Posner Prov.-Bankſ 7 
Preuss. Bank-Act.|20 
Pr. Bod.-Cr.-Act. B.] 0 
Pr- Cent.-Bod.-Cr.] 9% 
Sächs.B60 9% I. 8.12 
Sächs. Cred,-Bank| 0 
Schl. Bank. - Ver.] 6 
Schl. Centralbank| 8 
Schl. Vereinsbank| 7 
Thüringer Bank .| 8 
Weimar, Bank 5 
Wiener Unionsb,l 0 


(In Liquidation.) 


Berliner Ban 
Berl. Lomb.-Bank 
Berl. Makler-Bank 
Berl. Wechslerbk. 
Br, Pr.-Wechsl.-B. 
Centralb. f. Genos, 
Nrdschl. Cassenv. 
Pos. Pr.-Wechsl.-B 
Pr. Credit-Anstalt 
Prov.-Wechsl.-Bk. 
Ver.-Bk. Quistorp 


SSS SSS 


Industrie-Paplere. 
0 0 fr. 


Baugess, Plessner 
Berl-Eisenb.-Bd.A.] 6% 
D. Eisenbahnb.-G, 0 

do. Reichs- u. COE. 
Märk. Sch. Masch. G. 
Nordd. Papierfahr. 
Westend, Com.-G, 


S 


Pr. Hyp. Vers - Act · 
Schl. Feuervers, » 


Donnersmarkhütteſ 6 
Dortm. Union 
Königs- u. Laurah. 20 
Lauchhammer 
Marienhütte 
Minerva „ 
Moritszhütte 
Oschl. Eisenwerk. 
Redenhütte 
Schl. Kohlenwerk. 
Shles. Zinkh.-Act.| 8 

do. St.-Pr.-Act. 
Tarnowitz. Bergb. 16 
Vorwärtshütte 7 


D 


2 


0 


Baltischer Lloyd . 2 


Bresl. Bierbrauer. 
Bresl. E.-Wa genb. 
do. ver. Oelfabr. 
Erdm- Spinnerei . 
Görlitz, Eisenb.-B. 


7 
0 


Hoffm's Wag.-Fab.] 5½ 


O. Schl. Eisenb.-B.] 5 
Schles. Leinenind.| 9 
ar a 0 

0, Porzellan] 7 
Schl. Tuchfabrik- 
do, Wagenb.-Anst.] 0 
Schl. Wollw.-Fabr.] 0 
Wilhelmshütte MA!10 
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Deputation im Momente ihrer Abreiſe durch den britiſchen Botſchafter 
zugeſtellten Mittheilung wird von der Regierung die Zuſicherung ge⸗ 
geben, daß ſie den chriſtlichen Unterthanen auch künftig ihren Schutz 
angedeihen laſſen werde. 

Waſhington, 3. Febr. Der Entwurf eines Reziprozitätsbverlrages 
mit Canada iſt vom Senate einſtimmig abgelehnt worden. 

Singapore, 3. Febr. Das Sultanat von Perak (Weſtküſte der 
Halbinſel Malakka) hat die engliſche Oberhoheit anerkannt. In der 
Stadt Perak wurde die engliſche und die malayiſche Flagge aufgehißt. 
Der Sultan hat gleichzeitig eine Proclamation erlaſſen, in welcher er 
Sicherheit des Lebens und des Eigenthums verfpricht, zur Ausbeutung 
der Berg: und Erzſchätze des Landes auffordert und Verwilligung von 
Landſtrecken zum Anbau zuſichert. 


Aus Hermsdorf] erhalten wir unterm 4. Februar folgende Mit⸗ 
theilung: „Seit geſtern Abend Schneetreihen, ſo daß die Schlittenbahn bis 
Joſephinenhütte wieder fahrbar. Rutſchparthie von der Petersbaude 
gut, wurde geſtern benutzt. Thermometer auf 0. Schneefall auch jetzt früh 
8 Uhr noch anhaltend. 


Berlin, 4. Februur. Der Verlauf des heutigen Geſchäftes verrieth leider 
allzuſehr, daß die Börſe wohl noch für längere Zeit der Kaft wird entbehren 
müſſen, die nothwendig wäre, um einer Beſſerung der Geſammtlage Eingang 
zu verſchaffen und ihr Dauer zu verleihen. Die Spannkraft der Hauſſe 
zeigte ſich heute faſt ſchon an ihrer Grenze, und es konnte der Erfolg nur 
ein höchſt zweifelhafter ſein, wenn man von gewiſſer Seite die Bewegung 
der letzten Tage forciren wollte. Geſtützt auf die zunehmende Flüſſigkeit des 
Geldſtandes hielt man in einflußreichen Kreiſen den Augenblick für gekommen, 
die günſtigere Dispoſition der Börſe zu benutzen, und es machten ſich dieſe Be⸗ 
ſtrebungen ebenſo in Paris und Wien geltend. Möglich, daß man hier auch damit 
reüſſirt hätte, doch traten heute ſchon wieder ungünſtigere Momente in den 
Vordergrund und Thatſache iſt, daß unſere Börſe heute nur mit Widerſtreben 
den von Paris und Wien gegebenen Impulſen folgte. Die erzielten Fort⸗ 
ſchritte in den Courſen find denn auch nur gering geblieben, da jede 
Avance fofort zu Realiſationen benutzt wurde. Unſer Coursniveau blieb weit 
hinter den Pariſer Notirungen zurück. Zu den beritimmenden Momenten 
ſind vor allem die Gerüchte zu rechnen, welche in verſtärktem Grade heute be⸗ 
treffs der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn umliefen. Wollte man dieſer Bahn 
geſtern noch eine Dividende von 14 pCt. nachrechnen, fo war dagegen heute 
eine vollſtändige Erträgnißloſigkeit conſtatirt; von einem weiteren großen 
Geldbedarfe der Geſellſchaft (90 Mill. Mark) u. ſ. w. war natürlich auch die 
Rede. Was an all’ dem Wahres und was Uebertreibung, iſt augenblicklich 
ſchwer zu ſagen; jedenfalls drückte reichliches Angebot abermals auf den 
Cours, der denn auch gegen die geſtrige Anfangsnotiz um mehr dals 
6 pCt. nachgab. Die internationalen Speculations⸗ Papiere unterlagen 
einigen, aber nicht gerade umfangreichen, Schwankungen. Lombarden 
waren vorzugsweiſe feſt. Die localen Speculations⸗Effecten verhielten 
ſich ſehr ruhig. Disconto⸗Commandit 158%, ultimo 159—574 —58 J, 
Dortmunder Union 29,20, ultimo 297, — 4, Laurahütte 119,25, ultimo 120 
—18%4—19%. Die öſterr. Nebenbahnen waren wenig belebt und veränder⸗ 
ten deswegen ihre Courſe nur in geringem Grade. Galizier waren feſt, aber 
ſtill; öſterr. Nordweſtbahn zeigte dagegen einige Regſamkeit Recht feſt war die 
Stimmung für ausländ. Staatsanleihen. Oeſterr. Renten zogen im Courſe an, 60er 
Looſe konnten ſich nicht ſo gut behaupten; Türken, Italiener und italieniſche 
Tabaksactien und Obligationen waren Träger einer unzweifelhaften gi 
keit. Amerikaner und ruſſiſche Werthe ruhig. Preußiſche Fonds fett und 
lebhaft, in letzter Hinſicht zeichneten ſich beſonders 4½ * Pfandbriefe aus, 


andere deutſche Staatspapiere weniger belebt. Im Prioritäten⸗Geſchäft blieb ! Apri 


der Verkehr mäßig. Preußiſche Deviſen beliebter. Mehltheuer⸗Weida zu 
höherem Courſe gefragt, Kaiſer⸗Ferdinand⸗ Nordbahn desgleichen, auch 
Galizier 5% rege, dagegen Kaſchau⸗Oderberger offerirt. Ungariſche Oſt⸗ 
bahn⸗(Staats⸗ Obligationen 65,40 bez. u. Gd., Berlin⸗Potsdam F. 99,25, 
Breslau⸗Freiburg J. 98,25, Köln⸗Mindener VI. 99, Oeſterr. Staatsbahn II. 
97,50. Dem Rückgange der Bergiſchen ſchloſſen ſich natürlich auch an⸗ 
dere ſchwere Bahnen an, in leichten Actien war das Geſchäft klein, uur Ru⸗ 
mänen belebt und feſt. Bankactien feſt und ziemlich rege, Centralbank für 
Induſtrie, Berliner Bankverein und Preuß. Boden ſteigend und lebhaft, 
letztere ohne Abgeber; Thüringer belebt und höher, Meininger 


Jiuſtizminiſter de Lantsheere als Zeugen. Die kirchliche Trauung wurde? Conſtantinopel, 4. Februar. In der der britiſchen evangeliſchen! Am 
in der Capelle des koͤnigl. Palais durch den Erzbiſchof Dechamps von 
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N erpen 
markt.] (Schlu berchet Wetten weißen. Roggen watt, Galaz 19. 
Hafer ſtetig, Donau 22%. Gerſte weichend. 

Antwerpen, 4. Februar, i 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] (Schlußbericht.) Raffinirtes, Tope weiß, loco 28 ba 28% Br. 
vr. Febr. 28 bez. und Br., per e 28 bei: 4 Br., per epiember 32 
bez., 32% Br., pr. September⸗December 33 Br. Steigend. 5 
Bremen, 4. Februar. [Petroleum.] (Schlußbericht.) Standard whiie 
loco 12 Mk. bez. Steigend. 


Berlin, 4. Februar. 5 Roggen bekundete recht 

feſte Haltung, die namentlich durch ſtarke Deckungskäufe Seitens der Platz⸗ 
ſpeculation unterſtützt wurde. — Roggenmehl behauptet. — Weizen brachte 

etwas beſſere Preiſe bei ſchwachem Geſchäft. — Hafer loco und auf Ter⸗ 

mine gut behauptet. — Rüböl hat ſich wenig verändert. — Spiritus in 

en are doch haben Verkäufer ſich nur vereinzelt etwas billiger 
nden laſſen. 

Weizen loco 165—207 Rchmk. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefor⸗ 
dert, pr. Januar — Rchmk. bez., par Januar⸗Februar — Rchmk. bez., pre 
April⸗Mai 180% —181 Achmk. bez., pr. Mai⸗Juni 182 Rchmk. bei pr. 
Juni⸗Juli 183% 184 Nchmk. bez., per November⸗December — Amt. 
bez. Gekündigt — Cinr. Kündigungspreis — Rchmk. — Roggen pro 1000 
Kilogr. loco 144 —167 Achmk. nach Qualität gefordert, ruſſiſcher 144—151% 
Rchmk. bez., ordin. ruſſiſcher — Rchmk. bez., inländiſcher 156 —164 Rchmk. 
ab Bahn bez., geringer inländiſcher — Rchmk. bez., pr. Februar 152 Rchmk. 
bez., pr. n 151 Rchmk. bez, pr. Frühjahr 146½ —147 Rchmk. 
bez., pr. Mai⸗Juni 144—144% Achmk. bez., pr. Juni⸗Juli 144 Rchmk. bez. 
pr. November⸗December — Rchmk. bez. — Gekündigt 1000 Cter. Kündi⸗ 


gungspreis 152 Rchmk. — Gerſte loco 144—191 Rchmk. nach Qualität ge⸗ 


fordert. — Hafer pr. 1000 Kilogr. loco 160 —190 Rchmk. nach Qualität 
gefordert, oſtpreußiſcher 167—178 Rchmk. bez., weſtpreußiſcher 167—178 
Rchmk. bez., ruſſiſcher 165—178 Rchmk. bez., ſchleſiſcher — Rchmk. bez., vom⸗ 
merſcher 180 —186 Rchmk. ab Bahn bez., mecklenburger 180 — 186 Rchmk. ab 
Bahn bez., ungariſcher und galiziſcher 163—175 Rchmk. bez., pr. Januar 
— gehmk. bez., pr. Januar⸗Februar — Rchmk. bez., per Frühjahr 171 Amt, 
bez. und Br., pr Mai⸗Juni 165— 165% Nchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 164½ 
Rchmk. nom., pr. Juli⸗Auguſt — Rchmk. bez. — Gekündigt — Einr. Kün⸗ 
digungspreis — Rchmk. — Erbſen: Kochwaar⸗ 187—234 Rchmk. bez., Fut⸗ 
terwaare 177—186 Ahmet. bez. — Weizenmehl Nr. 0 pro 100 Kilogr. Br. 
uch. Sack 26,50 — 25,50 Rchmk., Nr. 0 und 1 25— 23,50 Rchmk. — Rog⸗ 
genmehl Nr. U: 24,23 Rchmk., Nr. 0 und 1 22—21 Rchmk. bez. — Rog⸗ 
genmehl Nr. O und 1: pr. Januar — Kchmk. bez., pr. Januar⸗Februar 
21,45—50 Rchmk. bez., pr. Februar⸗März 21,45—50 Rchmk. bez., pr. März 
April 21,45—50 Rchmk. bez., pr. April⸗Mai 21,50 Rchmk. bez., pr. Mai⸗ 
Juni 21,50 Rchmk. bez., per Jum⸗Juli 21,50 Rchmk. bez. Gekündigt 1500 
Etnr. Kündigungspreis 21,45 Rchmk. — Delfaaten: Raps — RKchmk., 
Rübſen — Rchmk. nach Qualität. — Rüböl per 100 Kilo netto loco 53,5 
Rchmk. bez., mit Faß 54 Rchmk. bez., pr. Januar — Nm. bez., pr. Ja⸗ 
nuar⸗Februar 54 Rchmk. bez., per Februar⸗März 54 Rchmk. bez. pr. April 
Mai 54,7 54,6 —54,7 Rchmik. bez., pr. Mai⸗Juni 55,2 Rchmk. bez., pr. 
Juni⸗Juli — Rchmk. bez., pr. September⸗October 58,5 —58—58,2 Nehmt. 


dez. — Gekündigt — Cinr. Kündigungspreis — Rchmk. — Leindl loco 62 


Rchmk. bez. — Petroleum per 100 Kilo. incl. Faß ioco 27 Rchmk. bez., pr. 
Januar⸗Februar 25,75 Rchmk. bez., pr. Februar⸗März 24,50 Rchmk. bez., pr. 
März⸗April — Achmk. bez., pr. April⸗Mai — Rchmk. bez. pr. Mai⸗Juni — 
Rchmk. bez. pr. September⸗Oetober 26,50 Rchmk. bez. — Gekundigt — Bars 
rels. Kündigungspreis — Rchmk. 8 

Spiritus pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 55,4— 55,6 Rchmk. bez., „mil 
Faß“, pr. Januar — Rchmk. bez., pr. Januar⸗Februar 56,8—57 Rchmk. bez., 
er. Februar⸗März 56,8 —57 Rchmk. bez. pr. März⸗April — Rchmk. bez., pr. 
il⸗Mai 58—57,9 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 58,1 Rchmk. bez., pr. Juni⸗ 
Juli 59,1 Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 60,1 Rchmk. bez., pr. Auguſt⸗Sep⸗ 
tember 60,4 Rchmk. bez., pr. September⸗October — Rchmk. bez. — Gekün⸗ 
diat 10,000 Liter. Küändiaungspreis 56,90 Rchmk. 


Breslau, 5. Febr., 9 Uhr Vorm. Die Stimmung am beutigen 
Markte war im Allgemeinen ſehr ruhig, bei ausreichenden Zufuhren und 
unveränderten Preiſen. . ; 

Weizen in zubiger Haltung, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 16—18 
bis 19,75 Mark, gelber 15 — 17 — 18,20 Mark, feinſte Sorte über Notiz 


bezahlt. 
feine Qualitäten mehr beachtet, Ni 100 Kilogr. 14,60—15,60 


behauptet, Frankfurter Wechslerbank für Liguivations ⸗Beſtrebungen big 12 40 Mart, feinſte Sorte über Notiz 


geſucht, Rheinlandbank, Hamburger Hypotheken und Engliſche Wechsler: 
Bank beliebt, Berliner Kaſſenverein 15 Procent niedriger auch nach 
Schluß ausgeboten. Induſtriepapiere ſtill, Flora niedriger, Weſtend beſſer, 
Magdeburger Sprit ſehr feſt, Breslauer Oelfabr. beliebt. Montanwerthe 
eher matt. Wechſel feſt, zum Theil höher, aber ſehr ſtill. — Um 2% Uhr!: 
Credit 395, Lomb. 242, Franzoſen 530, Disc.⸗Comm. 157%, Dortm. Union 
29, Laurahütte 118, 50. (Bank⸗ u. 9.3.) 


Königsberg i. Pr., 4. Febr. [Die Einnahmen der Oſtpreußiſchen 
Südbahn! im Januar 1875 betrugen 488,540 Mk. mehr als im Vorjahre. 


Wien, 4. Februar. [Wochenausweis der geſammten lombar⸗ 
diſchen Eiſenbahn] vom 22. bis zum 28. Januar 1,155,558 Fl., gegen 
1,081,769 Fl. der entſprechenden Woche des Vorjahres, mithin Wochen⸗Mehr⸗ 
222748 5 2 750 Fl. Bisherige Mehreinnahme ſeit dem 1. Januar d. J. 

Wien, 4. Februar. [Die Einnahmen der Eliſabeth⸗Weſtbahn!] 
betrugen in der Woche vom 16. bis zum 23. Januar 174,912 Fl., ergaben 
ag genen die entſprechende Woche des Vorjahres eine Mehreinnahme 
von 6228 Fl. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
(Aus Woljf's Telegr.⸗Bureau.) 

Frankfurt a. M., 4. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
courſe.] Londoner Wechſel 204, 70. Pariſer do. 81, 50. Wiener do. 182, 70. 
Böhmiſche Weſth. 170%. Eliſabethbahn 168%. Galizier 214. Fran ofen*) 
265. Lombarden “) 121. Nordweſtbahn 135%. Silberrente 69%. Papier⸗ 
rente 64%. Ruſſ. Bodencredit 91%. Ruſſen 1872 100%. Amerikaner 1882 
98%. 1860er Looſe 111%, 1864er Looſe 297, 60. Creditactien“) 197½. Bank⸗ 
actien 872. Darmſt. Bank 140, 50. Brlüſſeler Bank 102%. Berliner 
Bankverein 78%. Frankfurter Bankverein 79%. do. Wechslerbank 85. 
Oeſterr.⸗deutſche Bank 84. Meininger Bank 89%. Hahn 'ſche Effectenb. 111%. 


Prov. ⸗Disc.⸗Geſellſchaft —. Continental 83%. Hell. 17 119%]: 


Oberheſſen 71%. Raab⸗Grazer 83%. Ungar. Staatslooſe 175, 80. do. Schatz⸗ 
rang — alte 93. do. Schatzanw. neue 91%. Oregon Eiſenb. 264. 
ockford do. — 
*) per medio reſp. per ultimo. 


Speculationspapiere anfangs feſt, zum Schluß ſchwächer. Lombarden und W. 


Anlagewerthe feſt. 5 1 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 197%, Franzoſen 265%, Lom⸗ 
barden 121%. 5 \ 

Hamburg, 4. Februar, Nachmittags. [Schluß-Courfe.] Hamburger 
Staats⸗Prämien⸗Anleihe 111%. Silberrente 69%. Oeſterreich. Credit⸗Actien 
198. do. 1860er Looſe 112%. Nordweſtbahn —. anzoſen —. 
Lombarden 303%. Italieniſche Rente 68%. Vereinsbank 125%. Laura⸗ 

ütte 118%. Commerzbank —. do. II. Emiſſion —. Norddeutſche Bank 143. 
rovinzial⸗Disconto⸗Bank —. Anglo⸗deutſche Bank 44. do. neue 66%. 
äniſche Landmannbank — Dortmunder Union — Wiener Union⸗ 
Bank —. 64er Ruſſ. Präm.⸗Anleihe 160. 66er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 160. 
Amerikaner de 1882 93%. Köln⸗Mindner Stamm⸗Actien 110. Mheiniſche 
Eiſenbahn⸗Stamm⸗Actien 116%. Bergiſch⸗Märk. St.⸗A. 78. Disconto 
3% pCt. — e feſt. 5 

Hamburg, 4. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen loco fill, auf Ter⸗ 
mine behauptet. Roggen loco ſtill, auf Termine behauptet. Weizen 126pfd. per 
Februar 1000 Kilo netto 186 Br., 184 Gd., per April⸗Mai 1000 Kilo netto 
184% Br. 183% Gd. per Mal- Juni 1000 Kilonetto 185% Br., 184 Gd. 
per Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 187 Br., 186 Gd. Roggen per Februar 
1000 Kilo netto 154 Br., 152 Gd., per April⸗Mai 1000 Kilo netto 147 
Br., 146 Gd., per Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 146 Br., 145 Gd. — per 
Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 146 Br. 145 Gd. — Hafer ſtill. — Gerſte 
till. — Rüböl ſtill, loco und per Februar 56%, per Mai per 200 Pfd. 
56. Spiritus leblos, per Februar 4444, per April⸗Mai 45, per Mair 
Juni 45, per Juni⸗Juli per 100 Liter 100 pCt. 45%. — Kaffee ſehr ruhig, 

mſatz 2000 Sack. Petroleum feſt, Standard whüe loco 11, 60 Br., 11, 
> ad 11,50 Gd., per Februar⸗März 11, 50 Gd., per Aug.- 
echr. 12, d. — 

Liverpool, 4. Februar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 15,000 B. Stramm. Amerilaniſche Verſchiffungen 
7% böber. Tagesimport 5000 Ballen amerikaniſche. 

Amſterdam, 4. Februar, Nachmittag. [Getreidemarkt.] (Schluß⸗ 
bericht.) Roggen per Mai 180%, pr. October 181%. 


bezah 

Gerſte vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 14,50 —15,60 Mark, weiße 15,75 
bis 16,50 Mark. N 

Hafer in matter Haltung, per 100 Kilogr. 15,75 —16,75—17,75 Mark, 
feinſter über Notiz. 

Mais unverändert, per 100 Kilogr. 1414,50 Mark. 

Erbſen vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 18—19—21 Mark. 

Bohnen mehr offerirt, per 100 Kilogr. 21—21,75—22,50 Mark. 

Lupinen angeboten, pr. 100 Kilogr. gelbe 14 — 15,25 Mark, blaue 
13,50 —15 Mark. 4 £ 

Wicken gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 16 1718,50 Mark. 
En aaten in feſter Haltung. 


Schlaglein mehr offerirt. 5 
Per 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat .. 26 25 24 75 22 50 
Winterraps. 25 50 24 50 23 50 
Winterrübſen 25 — 24 — 23 — 
Sommerrübſen 24 75 23 25 22 50 
Leindotter 23 75 Pr} 21:75 


Rapskuchen ziemlich preishaltend, pr. 50 Kilogr. 8—8,20 Mark. 

Leinkuchen gut behauptet, pr. 50 Kilogr. 10,80 —11 Mark. 

Kleeſamen ſchwacher Umſaß, rother matter, pr. 50 Kilogr. 46—50 bis 
1 85 15 0 55 weißer mehr Kaufluſt, pr. 50 Kilogr. 56—60—71 Mark, hochfeiner 

er Notiz. ; 

Tbymotbee mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 28—31,50—35 Mark. 

Mehl in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 27,25—27,75 Mark, 
Roggen fein 26—27 Mark, Hausbacken 24,50—25 Mark, Roggen ⸗Futter⸗ 
mebl 12,50—13 Mark, Weizenkleie 9,25—9,75 Mark. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Untverſttäts. 
Sternwarte zu Breslau. > 


Februar 4. 5. Rn 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U 
3 6,89 


2 25 32810 ⁶0[328½%67 

Luftdruck bei es — 271 be 205 
1484 1,48 1,45 

82 pCt. 90 pCt. 90 pCt. 

BT W. 1 1 

bedeckt. trübe. trübe. 
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Breslau, 5. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 96 Cm. U.⸗P. — M. 30 Cm 
CCC 0000 AAA = MOITUETARENSEESATIE KETTE BEDIENEN TSETERErTEr Sun an 


Aus einem Gelegenheitskauf offerire 
Stadt Theater. ich unterm früheren elbſtkoſtenpreiſe 
itag, d . ruar. Bei er⸗ N 
Nee Breiten: „Othello.“ avanna⸗ igarren 
Trauerſpiel in 5 Akten von W. [aà Mille 18, 20, 25, 30 bis 40 Thlr. 
Shbakeſpeare, überſetzt von W. A.] Manilla⸗Cigarren & Mille 20 2 r. 
Schlegel. echte Euba:Cigarren in Original⸗Baſt⸗ 


Packeten 250 Stück à Mille 20 Thlr. 
Den hohen Herrſchaften 


e 
. Orig. ⸗Kiſten 500 St. A Mille 1 r. 
gelſdeich. Wibelmsften 5 Nr. 47 Aroma, Geſchmack, Brand vorzüglich 
in Breslau gutes Dienftperfonal 500 Stück ſende franco. 


aller Branchen, ſowie tüchtige Kellner 1 Weiden 
gegen koſtenfreien ma, [1098] A. Gonschior Nr. 22. 


A. Jurasky, Myslowitz, 
Haupt: Niederlage = 
von Astrachaner Caviar. 


*) Verſandt in Fäßchen von 1 bis 10 Pfund, 142] f 
a 4% Klo. Bo. Fäßchen 1 Thlr. 121% Sgr. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. Er 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau 


